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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Verständigungsschwierigkeiten bestehen offensichtlich nicht allein zwischen den
einzelnen Landesteilen, sondern auch zwischen "Elite" und einfacher Bevölkerung. Dies
geht zumindest aus einer Lausanner Studie hervor, in welcher mehrere hundert
Mitglieder der Führungsschichten befragt wurden. Danach schätzen diese den
gegenwärtigen Zustand und die Zukunftsaussichten des Landes generell pessimistischer
ein als der Grossteil der Bevölkerung. Besonders deutlich werden die Unterschiede in
der Beurteilung der internationalen Öffnung der Schweiz sowie in der Wertschätzung
der zentralen staatlichen Werte, wie etwa der direktdemokratischen Partizipation. Die
Studie, 1993 erstmals durchgeführt, soll jährlich wiederholt werden. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.03.1994
DIRK STROHMANN

Mit der Veröffentlichung des Schlussberichts konnte das Nationale
Forschungsprogramm (NFP 21) über "Kulturelle Vielfalt und nationale Identität"
abgeschlossen werden. Der vom Basler Geschichtsprofessor Georg Kreis unter dem
Titel "Die Schweiz unterwegs" publizierte Forschungsbericht geht in 47 thematisch weit
gestreuten Untersuchungen der Frage nach Befinden und Selbstverständnis in der
Schweiz nach. Der Bericht enthält eine historische Betrachtung des Aufbaus des
eidgenössisch-schweizerischen Nationalgefühls, legt jedoch sein Hauptaugenmerk auf
die nationale Identitätsfindung in der jüngeren Vergangenheit. Diese wird anhand des
Beziehungsgeflechts zwischen zunehmender politischer und wirtschaftlicher
Internationalisierung und darauf reagierendem Rückzug auf lokale Strukturen analysiert,
unter besonderer Beachtung der Stellung der verschiedenen Sprachgruppen
zueinander. Als Möglichkeit, die beschriebenen Herausforderungen in Zukunft zu
bewältigen, stellt sich für den Herausgeber, der auch den Titel seines Buches in dieser
Hinsicht verstanden wissen will, in erster Linie die Annahme und mitgestaltende
Fortentwicklung der gesellschaftlichen Dynamik dar. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.04.1994
DIRK STROHMANN

An zwei Anlässen äusserte sich EMD-Vorsteher Kaspar Villiger zum gegenwärtigen
Zustand des schweizerischen politischen Systems. An dessen Pfeilern - dem
föderalistischen Aufbau, der direktdemokratischen Partizipation der Schweizer
Bevölkerung, dem parlamentarischen Milizsystem sowie der parteimässigen
Zusammensetzung der Bundesregierung - wollte Villiger nicht rütteln. Trotz mancher
unübersehbarer Nachteile bewahre und befestige nämlich gerade dieses System den
Zusammenhalt des Landes, indem es die zentrifugalen und partikularen Interessen
binde. 3

ANDERES
DATUM: 09.05.1994
DIRK STROHMANN

Die Ursachen der zunehmenden Verunsicherung innerhalb der Bevölkerung suchte
eine Auftragsstudie des Bundes zu ergründen. Dabei stellen die Autoren sowohl im
Bereich der als bedrohlich empfundenen Erscheinungen als auch bei den
Möglichkeiten, selber aktiv zu werden, zu Beginn der 90er-Jahre eine Zäsur fest. Die
Sicherung des Arbeitsplatzes, der sozialen Sicherheit, aber auch die Frage der
Gleichberechtigung haben die Sorge um die Umwelt als Hauptanliegen abgelöst.
Gleichzeitig werden die Möglichkeiten eigenen oder staatlichen politischen Handelns
pessimistischer beurteilt. Besonders in den Städten kamen die Fragen der Asylpolitik,
der Kriminalität und des Drogenkonsums als neue wichtige Formen der Bedrohung
hinzu.

Gemäss einer von einem Meinungsforschungsinstitut im Auftrag einer Tageszeitung
durchgeführten Umfrage wurden die beiden letzten Probleme von über 50% der
Bevölkerung als dringlich angesehen. Die im Bundesbericht ebenfalls erwähnte Frage
der Einwanderung beschäftigte danach dagegen nur etwas mehr als einen Drittel der
Befragten. Die Verfasser der Bundesstudie warnen denn auch selbst vor einer
Verquickung dieser drei Problembereiche, da sie besonders leicht Spielraum für die
politische Konstruktion von Feindbildern böten. Auch dürfe eine als dramatisch
empfundene lokale Bedrohung nicht zu einer gesamtnationalen Gefahr hochstilisiert

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.10.1994
DIRK STROHMANN
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werden. 4

Die Frage nach dem Grad des Vertrauens der Schweizer Bevölkerung in den Bundesrat
erhielt nach der Ablehnung aller drei Abstimmungsvorlagen vom 12. Juni neue Relevanz.
Eine Auswertung der im Rahmen der VOX-Umfragen durchgeführten diesbezüglichen
Erhebungen ergab, dass das Vertrauen in die Landesregierung seit 1991 kontinuierlich
abnimmt. Verantwortlich dafür seien neben der Zunahme der äusseren Konflikte die
wachsende wirtschaftliche Krise im Lande selbst sowie die Unsicherheit über die
internationale Stellung der Schweiz, insbesondere im Rahmen der europäischen
Integration. Besonders stark nahm die Skepsis bei den Angehörigen der Parteien des
äusseren rechten Randes zu. Den grössten Vertrauensverlust erlitt der Bundesrat
hingegen bei den Wählern und Wählerinnen von SVP und LP, wo der Grad der
Zustimmung vom positiven in den negativen Bereich absackte. Eine Ende des Jahres
von anderer Seite durchgeführte Umfrage wies dagegen wieder einen leichten
Vetrauenszuwachs aus. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1994
DIRK STROHMANN

Eben diese Sorge bewegt offensichtlich auch viele Romands. In einer Rede vor dem
lokalen Business Club betonte der Genfer Regierungsrat Peter Tschopp, die Probleme
Zürichs dürften nicht zu denen der gesamten Schweiz gemacht werden. Es sei an Genf,
dem anderen grossen urbanen Pol der Schweiz, den eidgenössischen politischen
Diskurs insbesondere in der Aussen- und Europapolitik mitzubestimmen. Der
jurassische FDP-Nationalrat Alain Schweingruber forderte gar, den Bundesbehörden
den Kampf gegen die Drogenkriminalität in der Stadt Zürich zu übertragen. Die
entsprechenden Motion wurde von 28 Parlamentsmitgliedern unterzeichnet. Von
diesen kamen 19 allein aus der Romandie, zwei aus dem Tessin. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1994
DIRK STROHMANN

Zwei Studien beschäftigten sich mit den Ängsten der Menschen. Eine internationale,
von Chemie- und Energiebetrieben mit in Auftrag gegebene Untersuchung fand heraus,
dass politisch so umstrittene Themen wie die Genforschung die Bevölkerung weit
weniger interessieren als Kriminalität oder Arbeitslosigkeit. Die Technikängste, von
denen zwei Drittel der Bevölkerung mehr oder weniger befallen seien, führt die Studie
im wesentlichen auf die Information in den Medien zurück. Für die Schweiz stellte eine
Westschweizer Untersuchung die Arbeitslosigkeit als derzeitige Hauptsorge der
Bevölkerung fest. An zweiter und dritter Stelle folgten die Sicherung der AHV und des
sozialen Netzes sowie die Frage der europäischen Integration. In allen der drei grossen
Sprachregionen wurde die Arbeitslosigkeit an erster Stelle genannt, jedoch in der davon
besonders betroffenen Romandie (57%) und dem Tessin (53%) mit weit höheren
Werten als in der Deutschschweiz (28%). 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.05.1995
DIRK STROHMANN

Das Vertrauen in die politischen Behörden nahm auch 1995 weiter ab. Gemäss einer zu
Beginn des Jahres in der Deutsch- und Welschschweiz vom Institut DemoScope
durchgeführten Meinungsumfrage bekundeten noch 65% der 1000 Befragten zwischen
15 und 74 Jahren ihr Vertrauen in den Bundesrat. 1994 waren es noch 71%, 1979, zu
Beginn der Studie, gar 87%. Mit einem Wert von 67% ist das Ansehen der Kantons- und
Gemeindebehörden ähnlich gering, während nur gerade 57% der Befragten der
Beamtenschaft vertrauen. Bessere Werte als 1994 erhielt dagegen die Schweizer
Wirtschaft. 62% (1994: 58%) sprachen den eidgenössischen Grossunternehmen ihr
Vertrauen aus, das der kleinen und mittleren Betriebe hielt sich bei 83%. 39% (40%)
der Bevölkerung vertrauten in die internationalen Konzerne. Zugenommen hat auch das
Ansehen der Medien: 1995 lagen die Werte beim Radio bei 82% (80%), beim Fernsehen
bei 73% (69%) und bei der Presse konstant bei 67%. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.06.1995
DIRK STROHMANN

Geringe Vertrauenswerte für die politischen Behörden und vor allem die Parteien
bestätigte auch eine Studie der Militärischen Führungsschule und der ETH Zürich.
Dagegen sei das Sicherheitsempfinden und die Bereitschaft zur Öffnung, insbesondere
europäischen Institutionen gegenüber, wieder gestiegen. Bezüglich der Schweizer
Armee bestehe bei jüngeren Menschen eine grössere Skepsis als bei älteren. Insgesamt
habe jedoch die Zustimmung zur Milizarmee 1995 den seit 1988 höchsten Wert
erreicht. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.09.1995
DIRK STROHMANN
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Gegen einen Ausbau des Föderalismus wandte sich eine von der Bundeskanzlei in
Auftrag gegebene Studie der Universität Genf über den Graben zwischen Deutsch-
und Welschschweiz. Darin kamen die Forscher zum Schluss, dass die Beziehung unter
den Sprachgruppen für die Schweizer Bevölkerung kein vordringliches Problem
darstelle. Bei den Volksabstimmungen werde die Romandie heute sogar weit weniger
minorisiert als früher. Hingegen akzentuiere sich der kulturelle Gegensatz neuerdings
an der Frage der aussenpolitischen Ausrichtung, weshalb ein nationaler Konsens über
die Stellung der Schweiz in Europa und der Welt vordringlich sei. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.09.1995
DIRK STROHMANN

Die Schweiz feierte im Berichtsjahr zwei Jubiläen. Zum einen galt es dem 150.
Geburtsjahr der Bundesverfassung von 1848 zu gedenken, welche nicht nur die
Schweiz von einem Staatenbund zu einem Bundesstaat machte, sondern auch die heute
noch geltenden Grundlagen für den demokratischen Staatsaufbau (aus allgemeinen
Wahlen hervorgegangenes Parlament, vom Parlament gewählte und nach dem
Departementalsystem organisierte Regierung, Volksabstimmung über
Verfassungsrevisionen) schuf. Mit einer Wanderausstellung, Veranstaltungen mit
Ansprachen von prominenten Politikern, mit wissenschaftlichen Kolloquien und mit
Volksfesten wurde das Andenken an diese Staatsgründung gepflegt. Die Vereinigte
Bundesversammlung feierte ihr 150jähriges Bestehen am 6. November mit einem
Festakt im Bundeshaus. Im Rahmen dieser Feierlichkeiten war im Sommer das
Bundeshaus Schauplatz einer Ausstellung über die politischen Institutionen und ihr
Funktionieren gewesen. Ebenfalls begangen, wenn auch in kleinerem Rahmen, wurde
1998 das Gedenkjahr für die Helvetik (1798), welche – freilich auf Druck der
revolutionären französischen Besetzungsmacht – einen kurzlebigen demokratischen
Staat eingerichtet hatte. 11

ANDERES
DATUM: 31.12.1998
HANS HIRTER

In einer Veröffentlichung des Nationalfonds mit dem Titel „Sozialbericht 2000“
konstatierten die verschiedenen Autoren einen ausgeprägten Wandel der
schweizerischen Gesellschaft während der vergangenen dreissig Jahre. Zum einen
habe sich die Gesellschaft sehr stark individualisiert, und zum anderen sei, namentlich
seit den 90er Jahren, die Wirtschaft von einem starken Veränderungsprozess geprägt
gewesen. 12

BERICHT
DATUM: 21.06.2000
HANS HIRTER

Die Befürchtungen der Romands, immer öfter mit ihren politischen Ideen und
Vorstellungen in der Minderheit zu bleiben, erhielten nach der Volksabstimmung vom
26. November neuen Auftrieb, als sowohl die beiden Volksinitiativen für eine
Flexibilisierung des AHV-Alters als auch die Initiative der SP für eine Halbierung der
Ausgaben für die Armee in der französischsprachigen Schweiz angenommen wurden, in
der Deutschschweiz – und damit auch insgesamt – aber keine Zustimmung fanden.
Nicht gerade zur Beruhigung der Westschweizer Gemüter trugen auch die
Bestrebungen in einzelnen Deutschschweizer Kantonen (allen voran Zürich) bei, in den
Schulen anstelle des Französischen das Englische zur ersten Fremdsprache zu machen.
Im Rahmen der Beratung der Legislaturplanung 1999-2003 hatte das Parlament im
Sommer eine Richtlinienmotion der vorberatenden Kommission des Nationalrats für
einen Massnahmenkatalog zur Förderung des Verständnisses zwischen den
verschiedenen Sprachregionen verabschiedet. Als Vorbild sollen dazu die Aktionen
dienen, welche 1993/94 unter dem Eindruck des gegensätzlichen Stimmverhaltens in
der Romandie und in den beiden anderen Sprachregionen bei der Volksabstimmung
über den Beitritt zum EWR ergriffen worden waren. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.11.2000
HANS HIRTER

Durch die Entwicklung von eigenen Logos und Beschriftungen auf Korrespondenzen,
Publikationen und Internetseiten der diversen Amtsstellen ist das Erscheinungsbild der
Bundesverwaltung in der Öffentlichkeit in den letzten Jahren zunehmend
uneinheitlicher geworden. Der Bundesrat hatte deshalb 2003 den Grundsatzentscheid
für die Rückkehr zu einem einheitlichen Auftreten beschlossen, und er hat dieses Ziel
im August des Berichtsjahres konkretisiert. Das Logo soll für alle aus einem
Schweizerwappen und der Beschriftung in allen vier Landessprachen («Schweizerische
Eidgenossenschaft Confédération suisse Confederazione svizzera Confederatiun
svizra») bestehen. Ausnahmen, wie etwa die zusätzliche Verwendung der englischen
Sprache, können im begründeten Einzelfall vom Bundesrat erlaubt werden. Überprüft
werden sollen aber auch die mehr oder weniger fantasievollen Bezeichnungen, welche

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.08.2004
HANS HIRTER
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sich einige Bundesstellen mit dem Ziel eines attraktiveren öffentlichen Auftritts in den
letzten Jahren gegeben haben (z.B. Swissmint für die Münzprägeanstalt). 14

Ungebremst optimistisch blickte die «Sonntagszeitung» auf das vergangene Jahrzehnt
zurück. Die zu Jahresbeginn veröffentliche Retrospektive zu den 2010er-Jahren
thematisierte den weltweit gestiegenen Frauenanteil in der Politik, die angestiegene
Lebenserwartung, die gestiegene Toleranz gegenüber unterschiedlichen sexuellen
Orientierungen, die schrumpfende Anzahl Menschen, welche in totaler Armut lebte,
ebenso wie technologische und wissenschaftliche Fortschritte, namentlich die sich
etablierende Blockchain-Technologie, die CRISPR/Cas-Methode in der Gentechnik,
bahnbrechende Bilder des mit Raumsonden besuchten äusseren Sonnensystems und
den Dank Smartphones weltweit zunehmend vorhandenen Internetzugang. Nicht zuletzt
sei auch das Fernsehen besser geworden, wie die Zeitung mit den Serien «Game of
Thrones», «Breaking Bad» oder «Black Mirror» veranschaulichte.
Es gebe aber auch Verbesserungspotenzial: Obwohl sich beispielsweise Tierbestände
wie jene der nepalesischen Tiger oder der Buckelwale merklich erholten, wurde die
Liste der bedrohten Tierarten insgesamt länger. Zudem brachte auch die steigende
Lebenserwartung der Menschen neue Herausforderungen mit sich, etwa für die
Altersvorsorge. Auch die vermehrte Nutzung des Internets, so der Zukunftsforscher
Matthias Horx gegenüber der Aargauer Zeitung, habe unschöne Seiten hervorgebracht:
Fake-News und Hate-Speech und damit verbunden auch Populismus und politische
Manipulationen hätten sich in den vergangenen Jahren beinahe unaufhaltbar
ausbreiten können, betonte er. Das sei das Gegenteil dessen, was die digitale
Revolution versprochen habe, weshalb er die 2010er-Jahre als das «Jahrzehnt der
digitalen Verwirrung» bezeichnete. Die 2020er-Jahre aber würden Besserung geloben:
Geht es nach Horx, werden diese das Jahrzehnt des digitalen Aufräumens. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.01.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

C'est une tradition, chaque fin d'année voit fleurir dans la presse divers articles
consacrés aux événements principaux des douze mois écoulés, aux sujets brûlants qui
nous occuperont encore pour les douze suivants, aux bilans de personnalités politiques
sur leurs faits et gestes ou encore aux meilleures manières d'aborder la nouvelle cuvée.
Pas de surprise au moment du passage de témoin entre 2021 et 2022: alors que le
Temps a notamment proposé une chronique fataliste parlant d'un «pays en sursis», le
Sonntags-Blick a proposé un remède aux mauvaises nouvelles, mettant en avant dix
raisons de croire que le monde d'aujourd'hui n'a jamais été aussi beau. Par exemple, le
nombre d'enfants n'ayant pas d'accès à l'éducation a diminué d'un tiers ces 20
dernières années, même si cela représente tout de même encore 250 millions
d'enfants. Le journal hebdomadaire évoque également l'augmentation constante de
l'espérance de vie depuis plus d'un siècle, avec la possibilité de vivre très bien, même
lorsque l'on vieillit. Des études réalisées aux Etats-Unis et en Grande-Bretagne
démontrent en effet que «plus nous vieillissons physiquement, mieux nous nous
sentons dans notre tête». En vrac, les progrès de la médecine, la diminution de la
violence (par rapport au Moyen-Âge), l'augmentation de la sécurité routière, ou
l'apparition d'un vaccin contre la malaria sont autant de raisons de se montrer
optimiste envers l'avenir, selon le journal alémanique. Un exercice de pensée positive
vite tempéré par le Temps, dont le journaliste porte un regarde bien moins
enthousiaste sur l'actualité. Peignant les nombreux défis auxquels la Suisse et
l'humanité font face, il souligne la nécessité d'un changement de paradigme pour sortir
des modèles et idéologies du 20e siècle, dont l'échec est de plus en plus évident:
urgence climatique, blocage des relations avec l'Union européenne (UE), mais aussi de
dossiers fondamentaux comme les réformes de l'AVS, des assurances sociales et des
assurances-maladies, sans parler de la crise du Covid-19, qui a mis en lumière les failles
de la mondialisation et du système d'approvisionnement helvétique. Cette vision
pessimiste de l'avenir s'appuie, selon le journal romand, sur un sentiment de lassitude
perçu dans la population. Bref, c'est le propre de chaque fin d'année de se questionner
sur le passé, mais aussi sur le futur: 2021 n'a pas dérogé à la règle. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.2022
MATHIAS BUCHWALDER
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Nationale Identität

Les thèmes de discussion politiques ne se limitèrent pas aux affaires urgentes et aux
élections; ils englobèrent aussi les questions fondamentales de l'entité nationale. Une
critique radicale s'attaqua à l'ordre établi. Elle ne fut pas le fait de la seule extrême
gauche; elle se manifesta aussi dans l'Annuaire de la Nouvelle Société Helvétique (NSH),
sous le titre: «La Suisse que nous voulons», où s'exprimèrent des représentants de la
jeune génération. Plusieurs d'entre eux émirent des critiques au sujet du concept de
croissance économique, au sujet aussi de la propriété privée, de la répartition du
travail, de la structure hiérarchique de la société et même de l'indépendance nationale.
Comme solution, certains proposèrent une utopique démocratie socialiste. D'autres
réclamèrent des réformes plus concrètes ou un rajeunissement de la politique, celle-ci
devant se caractériser par plus de clarté, plus de fidélité aux principes, plus de
tolérance, de solidarité et d'élan. Une autre publication, se fondant sur une analyse de
la crise de confiance du 7 juin 1970, réclama une démocratie plus dynamique devant
s'exprimer par une opposition plus nette – jusqu'au sein du Parlement – afin de pouvoir
convertir en force productive les manifestations d'une agressivité croissante. Les
revendications contenues dans les deux publications dépassèrent nettement tout ce
que l'enquête faite en vue d'une révision totale de la Constitution avait pu révéler en
fait d'ouverture aux réformes. Mais ce manque d'ouverture de la population suisse fut
contesté à son tour; et ceux qui le mirent en doute attribuèrent l'échec relatif de
l'enquête à la méthode utilisée. Le groupe de travail Wahlen ne parvint pas à terminer
son rapport final en 1971; son président en annonça la publication pour 1972 et laissa
entendre qu'à ce moment-là, le Conseil fédéral désignerait une commission chargée
d'élaborer un projet de Constitution. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.12.1971
PETER GILG

Im Rahmen des Nationalen Forschungsprogrammes "Kulturelle Vielfalt und nationale
Identität" (NFP 21) ergab eine repräsentative Befragung der Bevölkerung über die
territoriale Identifikation, dass sich die Bewohner der französischen und der
italienischen Schweiz stärker mit der Region und weniger mit der ganzen Schweiz
identifizieren als jene der deutschen Schweiz; letztere identifizieren sich aber
gleichzeitig stärker mit der Gemeinde. Ausserdem zeigte die Studie auf, dass einem
tiefen Bildungsgrad eine hohe kommunale Bindung und geringe übernationale Bindung
entspricht. Aus den Abstimmungsresultaten zum Freihandelsabkommen von 1972 und
zum UNO-Beitritt 1986 leitete eine Studie ab, dass im Hinblick auf eine
europapolitische Abstimmung zum EWR-Vertrag oder zu einem EG-Beitritt mit drei
Lagern zu rechnen sei, die sich etwa folgendermassen zusammensetzen: ein Viertel
"harte Isolationisten" (vor allem in ländlichen Gebieten), ein Viertel "harte
Integrationisten" (eher in städtischen Siedlungen mit hohem Linkswähleranteil) und
etwa die Hälfte "weiche Integrationisten" (eher in Arbeitergemeinden und
kleinbürgerlicher Umgebung), wobei letztere vor allem am wirtschaftlichen Nutzen einer
Öffnung interessiert sind. 18

ANDERES
DATUM: 11.07.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ein parlamentarischer Vorstoss für die Ausarbeitung eines politischen Leitbildes für die
Schweiz in einem gewandelten europäischen Kontext wurde von Ständerat Rhinow (fdp,
BL) in Form eines Postulats eingereicht. Der von 30 Standesvertretern unterschriebene
Text fordert den Bundesrat auf, die Stellung der Schweiz in bezug auf ihre Position in
Europa und in der Welt neu zu definieren und einen breiten Dialog über die Identität
unseres Landes, über die tragenden und verbindenden, überlieferten und neuen Werte,
über Optionen und Ziele unseres Landes sowie die Wiederbelebung der gegenseitigen
Verständigung in Gesellschaft und Politik zu initiieren. 19

POSTULAT
DATUM: 23.01.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In einer im Januar 2015 veröffentlichten Untersuchung trug die liberale Denkfabrik
"Avenir Suisse" die Probleme des Milizsystems zusammen und machte Vorschläge zur
Überwindung der Krise, in welcher die Idee des ehrenamtlichen politischen
Engagements als bedeutendes Element des politischen Systems der Schweiz stecke. Die
Idee, dass politische Ämter nebenberuflich ausgeübt werden, verkomme zu einer
Fiktion. Vielmehr nehme die Anzahl Berufspolitiker und Berufspolitikerinnen nicht nur
im nationalen Parlament laufend zu. War früher ein politisches Amt wichtiges
Sprungbrett für eine wirtschaftliche Karriere, werde es heute eher als Zeitvergeudung
betrachtet. Eine Mehrheit der Gemeinden bekundete schliesslich grosse Mühe, ihre
politischen Ämter zu besetzen. Als mögliche Lösung dieser Probleme schlug Avenir
Suisse einen obligatorischen Bürgerdienst vor: Alle Bürgerinnen und Bürger zwischen
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20 und 70 Jahren müssten 200 Diensttage zu Gunsten der Allgemeinheit leisten. Dazu
zählten militärische Dienstleistungen, Einsätze in der Feuerwehr und im Sozialwesen,
aber eben auch die nebenamtliche politische Betätigung. Mit dem Pflichtdienst
könnten die Vorteile des Milizsystems erhalten werden – insbesondere die
Verhinderung einer Zweiteilung in abgehobene politische Elite und passive
Bevölkerung, von Avenir Suisse als "Zuschauerdemokratie" bezeichnet. Die Milizidee sei
nach wie vor positiv besetzt, aber individuelles Engagement lasse sich ohne Zwang nicht
mehr fördern. 
Andere Schlüsse zog eine Untersuchung der Gemeindeexekutiven im Kanton Aargau
durch das Zentrum für Demokratie in Aarau. Zwar zeigten sich auch im Kanton Aargau
Schwierigkeiten hinsichtlich der Rekrutierung von Exekutivmitgliedern, allerdings treffe
dies für grössere Gemeinden in geringerem Umfang zu. Im Gegenteil zu Avenir Suisse
empfiehlt die Aarauer Studie, die Idee der unbezahlten Ehrenamtlichkeit aufzugeben,
die Exekutivämter stärker zu professionalisieren und sie auf strategische Aufgaben zu
konzentrieren. Operative Aufgaben sollten hingegen einem Geschäftsführer überlassen
werden. Unbezahlte Fronarbeit, die zudem auf Kosten einer beruflichen Karriere gehe,
befriedige niemanden. Im Gegenteil führe das Festhalten am unbezahlten Milizprinzip
eher zu Misstrauen gegenüber Milizpolitikerinnen und Milizpolitikern, wenn diese mehr
Entlohnung forderten oder wenn sich nur noch zu einem Amt überredete Rentner zur
Verfügung stellten. Empfohlen wird von den Aarauer Forschenden auch, dass Milizämter
in Kombination mit Weiterbildungsmöglichkeiten stärker als berufliche Qualifikation
und persönliche Entwicklung genutzt werden können. Unabdingbar – so weitere
kritische Stimmen zum Beitrag von Avenir Suisse – sei auch ein Ende der
Verunglimpfung von Politikerinnen und Politikern als "classe politique". 
Mitte Juni trugen auch der Arbeitgeberverband und Economiesuisse mit einem Appell
zugunsten des Milizprinzips zur Diskussion bei. Der Rückzug der Wirtschaft aus der
Politik sei keine gute Entwicklung – so der Präsident von Economiesuisse, Heinz Karrer.
Das Bewusstsein für die Bedeutung des Milizprinzips als mögliche Brücke zwischen
Politik und Wirtschaft müsse wieder geschärft werden. Der Appell wurde von rund 200
Unternehmen unterstützt, die ihre Kader und Mitarbeitenden ermuntern wollen, sich
vermehrt politisch zu engagieren. Flexible Arbeitszeitmodelle, zusätzliche Ferientage
oder administrativer Support seien Hilfsmittel, die dazu eingesetzt werden könnten.
Ein Postulat von Jean-Pierre Grin (svp, VD), das die Möglichkeit von steuerlichen
Erleichterungen für Arbeit im öffentlichen Dienst prüfen will – Grin hebt explizit die
Arbeit in kommunalen Exekutiven hervor –, wurde im Nationalrat noch nicht diskutiert.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. 20

Ende Mai 2018 veröffentlichte die Denkfabrik Avenir Suisse das «Weissbuch Schweiz –
Sechs Skizzen der Zukunft». Der Name ist eine Anlehnung an die im Jahr 1995
erschienene Publikation «Mut zum Aufbruch», die auch als «Weissbuch» bezeichnet
worden war. Diese war damals von Wirtschaftsführern verfasst worden und hatte
Empfehlungen abgegeben, wie ihrer Meinung nach die Schweiz nach dem EWR-Nein
wettbewerbsfähig bleiben konnte. Die Reaktionen auf dieses Buch waren damals
teilweise heftig ausgefallen. Auch im Weissbuch von Avenir Suisse, 23 Jahre später,
dreht sich alles um das Verhältnis Schweiz-EU. Das Buch zeigt sechs mögliche
Zukunftsszenarien der Schweiz für das Jahr 2030 auf, die von einer Isolation bis zum
vollumfänglichen EU-Beitritt reichen. Wie der Direktor von Avenir Suisse, Peter
Grünenfelder, gegenüber der NZZ sagte, gehe es Avenir Suisse mit dem «Weissbuch»
insbesondere darum, Anstösse zu geben und allfällige Denkverbote, gerade was einen
EU-Beitritt anbelange, aufzuheben.

Die sechs Skizzen für die Schweiz befinden sich an unterschiedlichen Stellen innerhalb
eines Koordinatenkreuzes mit den Polen «Korporatismus versus offene Märkte» (x-
Achse) und den Polen «Integration versus Autonomie» (y-Achse). Das erste Szenario,
der «Selbstbestimmte Rückzug», ist gekennzeichnet durch Korporatismus und
Autonomie und würde einen europapolitischen Alleingang der Schweiz, bedingt durch
die Kündigung der Bilateralen Verträge mit der EU, bedeuten und wäre charakterisiert
durch eine restriktive Zuwanderungspolitik und einem hohen Selbstversorgungsgrad.
Die weiteren Skizzen «Globale Oase» und «Club Schweiz» sind beide geprägt von
Autonomie und offenen Märkten, wobei die «Globale Oase» extremer ist, sowohl was
den Grad an Autonomie als auch was den Grad an offenen Märkten angeht. Auch unter
diesen Szenarien würde die Schweiz die Bilateralen Verträge mit der EU kündigen und
stattdessen Freihandelsabkommen mit der EU und Drittstaaten abschliessen. Beiden
Skizzen unterliegt eine systematische Deregulierung und Privatisierung von staatsnahen
Betrieben. Die «Globale Oase» enthält zudem einen obligatorischen Bürgerinnen- und
Bürgerdienst, der auch für Ausländer gelten würde. Im dritten Quadranten des
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Koordinatenkreuzes – charakterisiert durch Integration und offene Märkte – gibt es
wiederum zwei Szenarien: Die «Tragfähige Partnerschaft» einerseits und die
«Europäische Normalität» andererseits. Während die tragfähige Partnerschaft eine
Erweiterung der Bilateralen Verträge mit der EU, ein dynamisches Rahmenabkommen
mit Schiedsgericht und eine Lockerung der flankierenden Massnahmen einschliesst,
beinhaltet die europäische Normalität einen vollumfänglichen EU-Beitritt der Schweiz,
der mit einer Übernahme des Euro einhergeht. Der «Skandinavische Weg», zu guter
Letzt, befindet sich im letzten Quadranten des  Koordinatenkreuzes mit den
Charakterzügen Integration und Korporatismus. Dieser Weg beinhaltet ebenfalls einen
EU-Beitritt, allerdings ohne Übernahme des Euro, stattdessen mit der Beibehaltung
einer eigenständigen Währungspolitik. Das skandinavische Modell ist zudem geprägt von
einem stärker ausgebauten Sozialstaat, einer Einheitskrankenkasse und einem Ein-
Säulen-Prinzip bei der Altersvorsorge.

Die Tageszeitung Blick beleuchtete das «Weissbuch» von Avenir Suisse in einer
dreitägigen Serie, an deren Ende sie den Parteichefs der Jungparteien auf den Zahn
fühlte. Die Frage war, welches der sechs Szenarien sie sich für die Schweiz im Jahr
2030 wünschen würden und natürlich indirekt, wie sie zur EU stehen. Dabei stellte sich
das Modell der «Tragfähigen Partnerschaft» als das beliebteste heraus: Es wurde
sowohl von Nico Planzer, Präsident der Jungen BDP, Tino Schneider, Co-Präsident der
Jungen CVP, Pascal Vuichard, Co-Präsidenten der Jungen Grünliberale und Luzian
Franzini, Präsident der Jungen Grüne, bevorzugt, wobei Vuichard dieses Szenario mit
Elementen der «Globalen Oase» ergänzen würde und sich Franzini auch einen EU-
Beitritt à la Skandinavien vorstellen könnte. Für den Präsidenten der Jungfreisinnigen,
Andri Silberschmidt, bildet die «Globale Oase» das passendste Schweizer
Zukunftsszenario – allerdings mit einer Ausnahme: Die Bilateralen Verträge mit der EU
dürften nicht gekündigt werden. Ebenfalls Elemente der «Globalen Oase» beinhaltet
das Schweizer Zukunftsmodell des Präsidenten der Jungen SVP, Benjamin Fischer;
allerdings in Kombination mit Elementen des «Selbstbestimmten Rückzugs» und des
«Clubs Schweiz». Keine der sechs Skizzen passte derweil für die Präsidentin der
Jungsozialistinnen und -sozialisten, Tamara Funiciello. Ihr Zukunftsbild der Schweiz sei
vielmehr jenes, in der «Menschen ohne Schweizer Pass nicht mehr diskriminiert
werden, Frauen endlich gleichgestellt sind und Superreiche gerecht besteuert
werden». 21

Für das 2020 angebrochene Jahrzehnt der 20er-Jahre wurden in den Medien Anfangs
Jahr verschiedene Zukunftsprognosen veröffentlicht, zudem wurde der Zeitpunkt
genutzt, um auf das vergangene Jahrzehnt zurückzublicken. Thematisch dominierten
bei den eher vage gehaltenen Vorhersagen der Klimawandel, geopolitische
Einschätzungen und allerlei technologische Entwicklungen – und ein gewisser
Optimismus. Keine Beachtung erhielt in diesen Prognosen anfänglich die Covid-19-
Pandemie; deren Auswirkungen wurden erst im März in Betracht gezogen.

Sehr wahrscheinlich werde die mittlerweile nicht mehr ganz so neue Blockchain-
Technologie an Bedeutung gewinnen, berichtete die Aargauer Zeitung. Nicht nur im
Bereich der Kryptowährungen, die sich zunehmend etablierten, auch bei Datenbanken
und allerlei anderen kryptografisch gesicherten Anwendungen könnte sich die
Blockchain einen festen Platz sichern. Im Bereich der Finanzen vertraue man hierbei
aber noch immer eher auf Banken. Ob dereinst mit der Blockchain ein Algorithmus als –
grob gesagt – dezentralisierte Kontroll- und Verschlüsselungsinstanz fungieren und das
Vertrauen der Bevölkerung gewinnen könne, müsse sich aber erst noch zeigen.
Auch für den deutschen Trendforscher und Publizisten Matthias Horx war klar, dass in
den 2020er-Jahren die Digitalisierung vorangetrieben werde: Als Jahrzehnt des
digitalen Aufräumens und des sogenannten «Humanistischen Digitalismus»
bezeichnete dieser die 2020er-Jahre in einem Interview mit der Aargauer Zeitung.
Nachdem in den 2010er-Jahren diesbezüglich vieles schiefgelaufen sei, etwa durch die
ungebremste Verbreitung von Fake-News und Hate-Speech, werde fortan die
Digitalisierung vermehrt von «menschlicheren» Anwendungsmöglichkeiten geprägt
sein, auch werde damit die unbegrenzte «Datensammelei» von Google und Co. bald ein
Ende haben. Wie dieser neue Umgang aussehen könnte, veranschaulichte Werner
Vogel, Technologiechef des Onlineriesen – und Datensammlers – Amazon, der die
digitale Sprachassistentin «Alexa» vertreibt, im Januar am WorldWebForum in Zürich.
Verbale Konversation, so Vogel, sei die natürlichste Art der Kommunikation. Dadurch,
dass Sprachbefehle das heute noch vorherrschende Tippen vielerorts ersetzen werden,
werde die Kommunikation mit Computern humaner gestaltet.
Ferner werde sich laut Horx der durch die Klimaerwärmung bedingte Handlungsdruck in
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allen Bereichen verstärken. Darauf werde man reagieren: Die Wirtschaft werde sich von
den fossilen Brennstoffen wegbewegen und neue Treibstoffe oder sichere Varianten
der Kernenergie werden an Bedeutung gewinnen, intelligente, dezentrale Stromnetze
werden flächendeckend Strom erzeugen und der weltweite Fleischkonsum werde eher
abnehmen. Geopolitisch, prognostizierte Horx, werde sich Europa mit seiner
humanistischen Tradition behaupten und mit dem autoritären Staatskapitalismus
Chinas, welches seine Einflusssphäre kontinuierlich expandiere, konkurrieren müssen.
Auch der Sonntags-Blick zitierte Horx' optimistische Einschätzungen: Trotz der weltweit
vielen Konflikte und Vertriebenen oder den verheerenden Waldbränden in Brasilien und
Australien sei es der Menschheit als Gesamtes nie besser gegangen, wenn auch durch
omnipräsente Negativschlagzeilen oft das Gegenteil vermittelt würde. Denn Frauen in
hohen Staatsämtern (Finnland, Neuseeland, Slowakei) und lebendige
Protestbewegungen wie in Hongkong, Italien oder weltweit die Klimajugend seien
durchaus positive Indikatoren für «gesellschaftliche Vitalität». Auch seien die
angesprochenen technologischen Fortschritte ernstzunehmende Lösungen für die
Klimakrise. Das Schlechte, resümierte Horx, werde natürlich fortbestehen. Doch das
heisse stets auch, dass die Welt mit Lösungen darauf reagieren werde, weshalb man mit
einer gewissen Zuversicht ins neue Jahrzehnt starten könne.

Im März dann hatte Horx abermals Gelegenheit, sich zu äussern, diesmal über den
Umgang mit der Corona-Pandemie. Sein ernüchterndes Fazit war, dass nach Corona
nichts mehr so sein werde, wie zuvor. Es gebe Momente, in denen die Zukunft die
Richtung ändere, und der Ausbruch des Coronavirus sei so ein Moment gewesen. Viele
seiner Einschätzungen für das angebrochene Jahrzehnt seien durch Corona in Frage
gestellt worden: Vielleicht werde der Technik-Hype abflauen, vielleicht werde man sich
mehr auf sich selbst und seine Mitmenschen besinnen und vielleicht werde man
merken, dass die Welt sich zu schnell drehe. Kurzum: Die langfristigen Folgen der
Pandemie müssten erst noch abgewartet werden. 22

In verschiedenen Medienbeiträgen sowie Kommentaren aus Politik und Gesellschaft
wurde im ersten Halbjahr darüber gemutmasst, inwiefern die Coronakrise die Welt und
damit auch die Schweiz nachhaltig prägen werde. Besonders häufig thematisiert
wurden das kapitalistische Wirtschaftssystem und die Globalisierung.

Bereits die zur Eindämmung der Pandemie getroffenen Massnahmen im März stellten
«so ziemlich alles auf den Kopf» (Sonntags-Blick) und so war schon früh von «einer
Schweiz vor» und «einer Schweiz nach» Corona die Rede. Ähnliche Einschätzungen
verkündete auch Bundesrat Berset: Dieser sprach Ende Mai nach Bekanntgabe
massgeblicher Lockerungen der Massnahmen an einer Pressekonferenz von einer
kommenden «neuen Normalität», in welcher die Bevölkerung mit dem Virus zu leben
lernen müsse. Die Aargauer Zeitung griff diese vom Bundesrat ausgerufene «neue
Normalität» auf und listete Punkte auf, welche die Schweiz trotz Lockerung der
Massnahmen in der kommenden Zeit beibehalten sollte. Es wurde etwa zur Stärkung des
Lokalgewerbes aufgerufen, Homeoffice und Heimunterricht als nicht nur gesundheits-
sondern auch umweltschonende Alternativen zum courant normal gelobt und mehr
Wertschätzung für das Pflegepersonal gefordert. Hinzu kamen Forderungen, auch nach
Corona weniger zu fliegen (die internationale Luftfahrt wurde von der Pandemie
besonders getroffen) und, damit verbunden, mehr Ferien und Ausflüge in der Schweiz
zu machen, um den von der Krise gebeutelten hiesigen Tourismussektor zu
unterstützen. Zuletzt wünschte sich der Autor, die Solidarität möge doch weiterhin
gelebt werden und die Ruhe, welche vielerorts während des Lockdowns eingekehrt war,
möge noch etwas Andauern.
Ebenfalls in der Aargauer Zeitung meinte die Philosophin Annemarie Pieper in einem
Interview, die Krise werde uns weniger kapitalistisch denken lassen. Durch den
Lockdown, welcher für die Wirtschaft einschneidende Folgen hatte, sei die Gesundheit
der Menschen in den Fokus gerückt. Globale Lieferketten seien unterbrochen, lokale
Gewerbe und Produktionsmöglichkeiten dadurch wichtiger geworden. Dies, so Pieper,
fördere nachhaltige Denkmuster, die längerfristig und damit über Corona hinaus
bedeutsam bleiben könnten.
In der Basler Zeitung betonte auch Nationalrätin Maya Graf (gp, BL) den Stellenwert des
Lokalgewerbes. Der anfänglich befürchtete Medikamenten- und Schutzmaskenmangel
mache sichtbar, wie stark die Schweiz von ausländischen Produzenten wie China oder
Indien abhängig sei, weshalb Graf bekräftigte, lokales Gewerbe müsse geschützt und
regionale Wirtschaftskreisläufe gestärkt werden. Zudem sah sie in der Krise eine
Chance, Schwachstellen auszumachen und zu beheben. Nachholbedarf gebe es laut
Graf etwa bei der Digitalisierung (nicht alle Unternehmen und Schulen waren auf die
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Umstellung auf Homeoffice respektive Fernunterricht vorbereitet) oder bei den
Arbeitsbedingungen des Pflegepersonals, dessen Relevanz durch Corona verdeutlicht
wurde.
In der Weltwoche wurde das vorherrschende Wirtschaftsmodell der Welt «weder [als]
gross noch grossartig», sondern als «Geldmaschine für multinationale Konzerne»
beschrieben. Der Weltwoche-Autor erhoffte sich zudem, dass das Virus die Menschen
nicht nur krank mache, sondern wieder mit mehr Menschlichkeit und Vernunft
«infizierte», die den Menschen in den letzten Jahren abhanden gekommen sei. 
Auch Trendforscher Matthias Horx stufte das Virus als wegweisend für die Zukunft ein:
Massnahmen zur Eindämmung des Virus, etwa das Social respektive Physical Distancing
oder der gedrosselte internationale Austausch seien Anstoss, Distanz und Beziehungen
neu zu definieren. Die globalen Verbindungen, seien es logistische, soziale oder
politische, seien coronabedingt ge- aber nicht zerstört worden. Dies werde zu einer
Neuorganisation dieser Verbindungen führen, deren Auswirkungen sich aber erst noch
zeigen müssten. 23

La chute de Crédit Suisse, dont la reprise par UBS a été annoncée le 19 mars 2023, a
été vécue comme un tremblement de terre dans le pays. Avec la disparition de l'une des
deux plus grandes banques suisses, de vives discussions ont eu lieu dans la presse sur la
perte d'un symbole de l'identité suisse. Dans le Temps, le chroniqueur Yves Petignat a
constaté que «tout se barre» pour parler de l'érosion d'autres marqueurs identitaires
helvétiques. Par exemple, la guerre en Ukraine a déclenché des questionnements sur le
concept de la neutralité, jusqu'au point où certaines personnes se sont demandées si la
Suisse pouvait encore être qualifiée de pays neutre. La volonté de Viola Amherd et du
DDPS de se rapprocher de l'OTAN dans le cadre de divers exercices militaires a
notamment fait des vagues dans la sphère politique, tout comme le dossier de la
réexportation du matériel de guerre. Sur un plan plus léger, le Temps a également
évoqué la délocalisation de la production du Toblerone en Slovaquie, et la disparition
du Cervin de l'emballage, pour illustrer ces mythes en déliquescence. Si l'image de la
Suisse à l'étranger a peut-être souffert de ces événements, ils poussent également à la
réflexion à l'intérieur même du pays, en remettant en cause certaines valeurs chères
aux Suisses et aux Suissesses. Pour illustrer cela, le Tages Anzeiger a critiqué «de
grandes banques nous ayant lâchés depuis longtemps, en cherchant le profit dans la
banque d'investissement à haut risque, en produisant un nombre indécent de
scandales et dont le personnel et la stratégie sont tellement internationaux qu'elles ne
se sentent plus redevables à la Suisse depuis longtemps». En bref, cela ferait des
années que les banques ne représentent plus l'image idéalisée du mythe des banquiers
suisses, fiables et proches de leurs clients. De manière similaire, le mythe de la stricte
neutralité suisse s'est confronté aux nouvelles réalités géopolitiques avec la guerre en
Ukraine, nécessitant pour certain.e.s une inévitable cure de jouvence. Dans les
journaux, le scepticisme a dominé quant à la capacité du monde politique à réagir et
entreprendre des réformes. Pourtant habituellement opposés, Republik et la NZZ ont
unanimement évoqué «eine eidgenössische Sinnkrise», «une politique sans
orientation», et un gouvernement «qui apporte de la confusion plutôt que de la
clarté». Il n'y aurait pas de stratégie claire dans les dossiers importants, que ce soit
concernant la politique de neutralité, la politique européenne, ou la régulation de la
place financière. Et ce n'est pas le Parlement qui remédie à ces soucis, puisqu'au-delà
des belles paroles, il est incapable de faire passer de vraies réformes, a encore critiqué
Republik. Le magazine en ligne s'est demandé comment ces événements allaient
impacter les choix de l'électorat dans les urnes en octobre, lors des élections fédérales.
De son côté, le Tagi a regretté la culture des petits compromis établis dans le but de
conserver ce qui a toujours été fait de la même manière. Finalement, un article de la
NZZ am Sonntag a permis de prendre de la distance sur ces événements et leur rapport
à l'identité suisse. S'appuyant sur un livre des historiens Werner Meyer et Angelo Garovi
intitulé «Die Wahrheit hinter dem Mythos. Die Entstehung der Schweiz», le journal a
relevé que les mythes sur lesquels la Suisse s'est construite, comme la légende de
Guillaume Tell ou le pacte du Grütli en 1291, n'ont en réalité jamais existé, et ne sont
que des constructions destinées à forger une identité nationale. Un bon moyen de
remettre en question le rôle des banques, de la neutralité ou du Toblerone dans la
construction identitaire des Suisses et Suissesses. 24
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Staatsjubiläen

Im ganzen Land teilten am Nationalfeiertag 2019 die Bundesrätinnen und Bundesräte
der Bevölkerung ihre Gedanken zur Schweiz mit. Dabei wurden unter anderem der
Klimawandel, die EU oder die Schweizer Sprachenvielfalt angesprochen. 
Der Corriere del Ticino berichtete über Ignazio Cassis, der gleich alle vier
Sprachregionen besuchte. In L'Etivaz (VD), Krauchthal (BE) , Zuoz (GR) und Chiasso (TI)
sprach der Bundesrat über die äusseren und inneren Grenzen der Schweiz, welche
sowohl Herausforderung als auch Chance für das Land seien, da sie die Schweiz und
ihre Sprachregionen definierten. Er selbst beabsichtige als Bundesrat, diese zu stärken
und zu vereinen. 
Auch Guy Parmelin hielt einen «Marathon» mit gleich drei Reden, wie die Tribune de
Genève berichtete. In Weissenstein (SO), Rueyres und Étoy (VD) sprach er etwa über die
«symbiose entre l'Etat et le citoyen helvétique» und meinte, die Schweiz habe viel mehr
Potenzial, als dass sie «reale Probleme» habe.
Simonetta Sommaruga besuchte den Naturpark Gruyère Pays-d'Enhaut (FR), wo sie den
Klimawandel ansprach und sich, passend zur Lokation, mit Politikerinnen und Politikern
und anderen Parkbesuchern über die Biodiversität, alpine Landwirtschaftszonen oder
nachhaltige Forstwirtschaft austauschte.
«Unendlich dankbar» war laut dem Blick Ueli Maurer, der den Tag am Fête des
Vignerons in Vevey (VD) feierte. Dankbar sei er für das Land, welches das Resultat harter
Arbeit «Dutzender von Generationen» sei. Die heutige Schweiz verstehe er als deren
Erbschaft und noch immer gelte es, für «Freiheit und Unabhängigkeit» einzustehen.
Ähnlich wie Cassis unterstrich Alain Berset, dass die Einzigartigkeit der Schweiz in ihrer
Kultur- und Sprachenvielfalt liege. In Yverdon-les-Bains (VD) erwähnte er in seiner
Ansprache den Klimawandel, den Zugang zur medizinischen Grundversorgung oder die
Beziehungen zur EU und habe dabei laut der Zeitung «Le Temps» diesbezüglich die
Frage in den Raum gestellt :«[...] en faisons-nous assez»?
Ebenfalls vom Klimawandel und von dessen potenziellen Schäden und Folgen für die
Schweiz geprägt war die Rede von Viola Amherd in Münster (VS). Amherd erinnerte –
entsprechend ihrem Departement – daran, dass eine «funktionstüchtige Armee», der
Zivilschutz sowie der Zivildienst die Bevölkerung jederzeit beschützten und
unterstützten, auch im Falle von Naturkatastrophen.
In der Gemeinde Rorschach in ihrem Heimatkanton St. Gallen holte schliesslich Karin
Keller-Sutter in ihrer Ansprach zuerst bis ins Jahr 1291 aus und skizzierte die lange
Geschichte der Eidgenossenschaft, sprach dann aber auch über aktuelle Themen wie
die EU, die Digitalisierung oder steigende Krankenkassenkosten.

Auch auf der Rütliwiese (UR) wurde traditionellerweise gefeiert, allerdings ohne
Bundesrat, wie die Luzerner Zeitung berichtete: Dort übernahm die Urner
Regierungsrätin und ehemalige Bundesratskandidatin Heidi Z'graggen (UR, cvp) das
Zepter. Das Motto der diesjährigen Feier lautete «Milizarbeit als Engagement für die
Gesellschaft», entsprechend waren der SGV und der Schweizer Feuerwehrverband zu
Gast. Z'graggen ihrerseits sprach neben der Milizarbeit auch über die guten
Beziehungen zu Europa und betonte, dass die Schweiz eine verlässliche und geschätzte
Partnerin der EU sei. Auch den Föderalismus thematisierte sie: Dieser sei etwas, was sie
glücklich mache und sie als «Grundlage für den Erfolg unseres Landes» betrachte.
Als Abschluss der Feier auf dem Rütli schliesslich wurde die Nationalhymne vorgetragen
– mitsamt der viel diskutierten neuen Strophe, welche die Verwalterin des Rütlis, die
SGG, als offizielle Strophe in die Hymne aufnehmen möchte. 25
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Aufgrund der Corona-Pandemie und den zu deren Eindämmung getroffenen
Massnahmen konnte der Nationalfeiertag am 1. August 2020 vielerorts entweder gar
nicht oder nur unter Einhaltung einschränkender Auflagen stattfinden. Insbesondere
das Verbot von Veranstaltungen mit über 1'000 Personen machte es sowohl in
städtischen als auch in ländlichen Gebieten schwierig, Festivitäten durchzuführen. In
vielen Gemeinden mussten die Feiern abgesagt werden, nicht wenige, meist kleine
Gemeinden, hielten aber auch an ihren teils originellen Durchführungsplänen fest –
unter Einhaltung bestimmter Sicherheitsbedingungen (Abstandsregeln,
Teilnahmebeschränkung und -registrierung, Hygieneregeln). Trotz dieser kleineren
Feiern befürchtete der «Blick» im Vorfeld, dass der Erste August zu einem Ersten
«AuFrust» verkommen könnte, seien doch die grösseren Bundesfeiern alle abgesagt
worden – sogar jene auf dem Rütli, meinte die Zeitung vermeintlich. Tatsächlich fand
die Rütli-Feier aber statt.

Und so wurde schliesslich der Nationalfeiertag in Coronazeiten begangen: In grösseren
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Städten wie Basel war laut der Basler Zeitung bereits im Mai klar, dass die übliche
Bundesfeier mit Feuerwerk am Rhein nicht stattfinden würde, da die Obergrenze von
1'000 Personen rasch überschritten und das Rückverfolgen von Ansteckungsketten
kaum möglich gewesen wäre. Nach anfänglichen Erwartungen, dass zumindest im
Landkanton die Feiern beibehalten würden, zerstreuten sich im Juni auch dort die
Hoffnungen: «Ein Jahr ohne Bundesfeier im Baselbiet» titelte die Basler Zeitung. Doch
so schlimm sollte es nicht kommen: Schweizweit, auch in Basel-Landschaft, gab es
Gemeinden, die ihre Bundesfeiern unter Einhaltung der vorgesehenen
Schutzmassnahmen durchführen konnten. Wie das St. Galler Tagblatt berichtete, waren
es in der Ostschweiz immerhin «gut zwei Dutzend» Gemeinden, welche eine
Durchführung planten: So liess auch die St. Gallische Gemeinde Muolen verlauten, der 1.
August finde statt – «ob Coronavirus oder nicht» –, denn das Bedürfnis der
Bevölkerung, sich auszutauschen, sei gross, weshalb man ein Apéro durchführen wollte,
zitierte die Zeitung den Muolener Gemeindepräsident Bernhard Keller (SG, cvp). Im
aargauischen Baden gab es laut der Aargauer Zeitung zwar keine Feier, doch offerierte
die Stadt der Bevölkerung eine Wurst und einen Lampion zum Mitnehmen, damit die
Badener zu Hause feiern konnten. Auch in den Gemeinden Estavayer und Murten (FR)
führte man eine Feier durch, verzichtete jedoch auf das normalerweise stattfindende
Feuer, damit nicht unnötig Touristen angezogen wurden, so «Le Temps». Einige
Gemeinden, etwa die Genfer Gemeinde Puplinge, setzten laut der «Tribune de Genève»
auf dezentrale Feiern, also Feiern, die auf mehrere Standorte verteilt wurden, damit
grössere Ansammlungen vermieden werden konnten. In Bellinzona (TI) fand die Feier
mit Innenminister Alain Berset und Risotto statt, allerdings war eine Teilnahme nur auf
Anmeldung möglich, wie der «Corriere del Ticino» berichtete. Im Appenzell zierte auch
dieses Jahr die 700 Kilogramm schwere Schweizerfahne das Antlitz des Säntis, wegen
drohendem Unwetter allerdings nur wenige Stunden.

Und schliesslich wurde auch auf dem Rütli gefeiert, wenn auch in vergleichsweise
kleinem Ausmass und unter Ausschluss der Öffentlichkeit: Bundespräsidentin
Simonetta Sommaruga ehrte in einer Ansprache vor 200 geladenen Personen insgesamt
54 stellvertretend für die ganze Schweiz gewählte «Helden und Heldinnen» des Alltags.
Wie der Sonntags-Blick nach der Feier berichtete, wurde dabei, ganz im Zeichen der
Pandemie, jenen Schweizerinnen und Schweizern gedankt, welche dabei halfen, die
Krise zu bewältigen: Gesundheits-, Verkaufs- oder Bildungspersonal,
Buschauffeurinnen und -chauffeure ebenso wie hilfsbereite Nachbarinnen und
Nachbarn. Diese hätten gezeigt, dass die Schweiz «verhäbt», zitierte die Zeitung die
Bundespräsidentin. 26

A l'occasion des 50 ans du droit de vote des femmes, la fête du 1er août sur la prairie
du Grütli a quelque peu bousculé les traditions en 2021. La société suisse d'utilité
publique (SSUP), qui gère la prairie depuis 1860, a collaboré cette année avec plusieurs
associations, dont Alliance F, faîtière des organisations féminines, pour mettre sur pied
la traditionnelle manifestation au bord du Lac des Quatre-Cantons. Plus de 500
femmes se sont réunies le jour de la fête nationale pour rendre notamment hommage
aux pionnières du suffrage féminin: les portraits de 52 femmes – deux par cantons –
ont été amenés depuis Berne, où ils étaient exposés dans le cadre de l'exposition
«Hommage 2021», qui honore leur lutte pour l'indépendance et l'égalité des chances.
En présence des conseillères fédérales Simonetta Sommaruga et Viola Amherd, les
différentes intervenantes ont souligné que du chemin restait à faire pour atteindre
pleinement l'égalité entre hommes et femmes. L'ancienne conseillère nationale
zurichoise Rosmarie Zapfl (pdc), âgée de 82 ans, a notamment regretté que des
gouvernements cantonaux soient encore aujourd'hui constitués uniquement
d'hommes. C'est actuellement le cas de Lucerne, d'Uri, des Grisons, d'Appenzell
Rhodes-Extérieures, d'Argovie et du Tessin, rejoints en 2021 par le canton du Valais. La
présence d'autant de femmes dans le bastion historiquement masculin que constitue la
prairie était néanmoins un signal symbolique fort, constatait le journal Le Temps, qui
rappelait que la première prise de parole d'une femme lors de la fête nationale sur le
Grütli datait de 1975 seulement. Il s'agissait alors de la députée au Grand Conseil
uranais Hildegard Simmen-Schmid (pdc). En 2007, Micheline Calmy-Rey devenait la
première présidente de la Confédération à prononcer un discours sur le Grütli. Face à
l'image très conservatrice que renvoie ce lieu symbolique, le président de la SSUP,
Nicola Forster, a souhaité rappeler que «la prairie du Grütli, même si elle est au cœur
des cantons fondateurs de la Suisse, appartient à tout le monde, aux conservateurs
comme aux secondos, soit les immigrés de la deuxième génération». 
Des célébrations ont également eu lieu à d'autres endroits de Suisse. Comme en 2020,
les festivités ont été bousculées par la pandémie et les mesures sanitaires qui
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l'accompagne. D'après l'union suisse des paysans (USP), plus de 200 brunchs ont eu lieu
dans des fermes, la plupart du temps avec un nombre limité de convives, alors que
d'autres événements ont vu le jour de manière réduite ou ont simplement été annulés.
Ce fut notamment le cas du feu d'artifice traditionnellement organisé sur la colline du
Gurten par la ville de Berne, dont le trépas n'est cependant pas dû à la crise sanitaire
mais à des raisons écologiques et financières, s'inscrivant ainsi dans une tendance déjà
entrevue ces dernières années. 27

En raison d'un été particulièrement sec, les feux d'artifices ont été interdits dans la
plupart des cantons suisses lors de la fête nationale en 2022. En effet, le manque de
précipitations et la sécheresse ont rendu l'utilisation d'engins pyrotechniques
particulièrement dangereuse, et l'on voulait à tout prix éviter le déclenchement de feux
de forêts, dévastateurs dans d'autres régions d'Europe. Pour les organisateurs et
organisatrices des festivités du premier août, il a donc fallu faire preuve de créativité
afin de satisfaire les fidèles de la fête nationale. Après deux années particulières en
raison de la pandémie, peu de doutes subsistaient quant à leur capacité d'adaptation.
Diverses communes ont eu droit à une mention dans la presse, à l'image de Daillens,
dans le canton de Vaud. Ce village a renoncé à son feu d'artifice il y a deux ans et
investit désormais le budget de CHF 10'000 francs qui lui était alloué dans un brunch
offert aux habitantes et habitants. À Sierre, une fête foraine avec des manèges gratuits
pour les enfants a remplacé le feu d'artifice. D'autres localités optent désormais pour
des spectacles de drones. Cela a été le cas de Bienne, Crans-Montana ou encore
Cudrefin. Des alternatives qui pourraient bien perdurer, car en raison du
réchauffement climatique, l'utilisation des feux d'artifices deviendra de plus en plus
dangereuse. En outre, une initiative «pour une limitation des feux d'artifices» est
soutenue par la ligue suisse contre le bruit et par des organisations de défense de
l'environnement. Cette initiative se trouve actuellement au stade de la récolte de
signatures.
Comme d'habitude, les membres du Conseil fédéral se sont rendus aux quatre coins de
la Suisse pour participer aux festivités. Leurs discours ont été teintés des problèmes
auxquels font face la Suisse et l'Europe actuellement. Entre crise climatique, sanitaire,
sécuritaire et énergétique, Guy Parmelin, à Oberwald (VS), a reconnu que l'année 2022
n'était malheureusement pas très enthousiasmante. À Lucerne, Alain Berset a souligné
l'importance de maintenir la cohésion nationale et le vivre-ensemble, appelant à la
diversité, non seulement linguistique et culturelle, mais également des perspectives,
des idées et des opinions, afin «que nous puissions débattre de tout, puis boire une
bonne bière ensemble après cela». Au somment du Moléson (FR), à Winterthour et à
Fribourg, Karin Keller-Sutter, Viola Amherd et Simonetta Sommaruga ont également
souhaité se montrer optimistes dans leurs discours. Quant à Ueli Maurer, lui se trouvait
à Marbachegg (LU), où il a relevé que la Suisse doit son succès à la démocratie directe,
au fédéralisme et à la neutralité armée. Le zurichois a amusé son auditoire en déclarant
que «les citoyens et citoyennes suisses sont les chef.fe.s, et le conseiller fédéral n'est
qu'un employé. Mais très bien payé, merci beaucoup!».
Enfin, le président de la Confédération Ignazio Cassis a effectué un périple ferroviaire à
travers la Suisse. Parti le matin de Lugano, le tessinois s'est d'abord rendu à Knonau
(ZH), région des guerres de Kappel et de la guerre du Sonderbund, puis à Granges, où
furent tuées trois personnes lors de la grève générale de 1918. En choisissant ces lieux
symboliques, Cassis avait pour but de rappeler que la paix et la stabilité ont un prix,
selon la NZZ. Le président s'est montré convaincu que «le monde a actuellement besoin
de plus de Swissness (suissitude)». Le terminus du train présidentiel était Lausanne, où
Cassis a visité le nouveau pôle muséal Plateforme 10. Après s'être demandé «dans quel
autre pays un président pourrait-il prendre un train de ligne et traverser trois régions
linguistiques dans la même journée, en s’arrêtant pour partager un moment de fête
avec la population», il en a profité pour rappeler les paroles de l'ancien conseiller
fédéral vaudois Jean-Pascal Delamuraz, qui avait déclaré que «si les Suisses
s'entendent bien, c'est qu'ils ne se comprennent pas». Ignazio Cassis a complété ces
propos en rajoutant que «cela est un peu vrai, mais pas seulement. Les Suisses sont
surtout fiers de leurs différences. Le secret de notre vivre ensemble est à chercher
dans notre fierté commune d’être unique». Une manière là aussi de marquer d'une
note positive une journée qui se veut festive, malgré les circonstances peu
réjouissantes au niveau international. Les médias n'ont d'ailleurs pas manqué de le
souligner, évoquant le «changement d'époque» que la Suisse, mais aussi le monde,
traversent actuellement, dans les nombreux articles relatifs à la fête nationale qui ont
comme d'habitude fleuri dans la presse. 28
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Image der Schweiz im Ausland

In ihrem Jahresbericht stellte Präsenz Schweiz (PRS), welche ein Monitoring der
Wahrnehmung der Schweiz im Ausland zum Auftrag hat, fest, dass das Land über ein
gutes Image verfüge. Diesen Befund stützt PRS einerseits auf den Nation Brand Index,
der auf der Basis von Befragungen die Wahrnehmung von 50 Ländern misst.
Andererseits analysiert PRS die Berichterstattung wichtiger ausländischer Leitmedien
über die Schweiz. Gemäss dem Nation Brand Index belegt die Schweiz im
internationalen Image-Vergleich Rang 8. Am besten schneiden laut diesem Index die
USA, Deutschland und Grossbritannien ab. Gemessen werden unterschiedliche
Dimensionen, wobei die Schweiz in der Dimension Regierungskompetenz,
Respektierung der Bürgerrechte, Frieden- und Sicherheitspolitik, Umweltpolitik sowie
Lebensqualität von allen Ländern am besten beurteilt wird. Ein weniger gutes Image hat
die Schweiz hingegen hinsichtlich Kultur und Sport, der Dynamik der Städte und dem
Angebot an historischen Attraktionen. Aber auch in diesen Bereichen ist sie in den
besten 20 Ländern klassiert. 
In den internationalen Medien wurde insbesondere im Rahmen des FIFA-Skandals über
die Schweiz berichtet. Einige Aufmerksamkeit erhielt die Eidgenossenschaft auch
aufgrund der Aufhebung des Euro-Mindestkurses. Während sich ersteres laut PRS wohl
nicht negativ auf das Bild der Schweiz im Ausland auswirken werde, berge der starke
Franken über längere Zeit ein imageschädigendes Potenzial, da dieser in den Medien als
Schwächung des Wirtschaftsstandortes Schweiz kommentiert werde. Für sportliche
Schlagzeilen sorgte Stan Wawrinka mit dem Sieg am French Open. Die Schweiz werde
als Tennis-Nation wahrgenommen, über die äusserst positiv berichtet werde. Die Politik
stand 2015 wesentlich weniger im Fokus der ausländischen Medien; ganz im Gegensatz
zu 2014, wo über den Finanzplatz und die Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative sehr stark und eher negativ berichtet worden war.
Ausnahme bildeten 2015 die eidgenössischen Wahlen. Der Wahlsieg der SVP sei in den
internationalen Medien vorwiegend als Reaktion der Schweizer Wahlbürgerinnen und
Wahlbürger auf die Flüchtlingskrise interpretiert worden. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Im Durchschnitt besass die erwachsene Bevölkerung in der Schweiz im Jahr 2018 je ein
Vermögen von USD 530'000 und führte damit wie bereits in den vergangenen Jahren
die Rangliste des im Herbst 2018 von der Credit Suisse veröffentlichten Global Wealth
Report an. Die Schweiz war somit erneut das Land mit der vermögensreichsten
Bevölkerung. Im Vergleich zum Vorjahr habe das Vermögen der Schweizerinnen und
Schweizer zwar um insgesamt USD 21'000 abgenommen. Dies, so fasste die NZZ im
Oktober die Ergebnisse des Berichts zusammen, sei aber darauf zurückzuführen, dass
die Ergebnisse in US-Dollar aufgeführt worden seien und sich der Schweizer Franken im
Vergleich zum Dollar etwas abgeschwächt habe. Hätte man die Ergebnisse der Studie in
Schweizer Franken präsentiert, so hätte das Vermögen eigentlich sogar leicht
zugenommen. Weltweit sei ausserdem die Anzahl der Dollar-Millionäre, also die Anzahl
jener Menschen, welche über ein Vermögen von mehr als einer Million US-Dollar
verfügen, auf 42.2 Mio. angestiegen, wobei im Untersuchungsjahr 725'000 davon in der
Schweiz lebten.
Wie die NZZ zudem aufführte, sei, wenn man die weltweite Vermögensverteilung
betrachte, der Unterschied zwischen arm und reich eklatant. Das reichste Prozent der
erwachsenen Weltbevölkerung (42 Mio.) besitze demnach 44.8 Prozent der
Vermögenswerte, während die ärmsten 3.2 Mrd. der erwachsenen Weltbevölkerung (64
Prozent) lediglich über 1.9 Prozent verfügten. Die gute Nachricht sei unterdessen, dass
weltweit die Frauen an Vermögen zugelegt hätten: Die Studie der Credit Suisse hatte
ergeben, dass sich mittlerweile 40 Prozent der weltweiten Vermögen auf Frauen
verteilten. Die NZZ wies hier darauf hin, dass bei dem Ergebnis der Credit Suisse
beispielsweise auch Immobilienbesitz dazugerechnet worden sei, weshalb der Wert
höher ausfalle als in anderen Vermögensstudien. Festhalten lasse sich aber, dass
Frauen insgesamt auf einem aufsteigenden Ast seien, was unter anderem darauf
zurückzuführen sei, dass in vielen Ländern der Zugang zu Bildungseinrichtungen
verbessert worden sei und Frauen nach einer Schwangerschaft tendenziell schneller ins
Arbeitsleben zurückfinden würden. 30
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Im Februar 2019 hatte der Bund zusammen mit dem Kanton Genf eine Stiftung
gegründet, «die das Land zukunftstauglich machen soll», wie die NZZ im Juni
berichtete. Die Stiftung mit dem Namen Geneva Science and Diplomacy Anticipator
(Gesda) werde in den nächsten Jahren mit CHF 3 Mio. unterstützt, damit die Rolle der
Schweiz als Gastland gestärkt werden könne. Die Gründung der Stiftung fand im
Zusammenhang mit der Aussenpolitschen Strategie 2020-2023 statt.
Während im Nationalrat im Juni und im Ständerat im September letztlich die CHF 111
Mio. zur Umsetzung der Aussenpolitischen Strategie mehrheitlich gutgeheissen wurden,
gab es im Vorfeld Widerstand hinsichtlich der in diesem Betrag enthaltenen CHF 3 Mio.
zur Finanzierung der Stiftung: Bereits im März wollten Fabian Molina (sp, ZH, Frage
19.5029) und Samira Marti (sp, BL; Frage 19.5032) in einer parlamentarischen
Fragerunde vom Bundesrat wissen, was denn die konkreten Aufgaben der Gesda seien
und weshalb die Stiftung vorwiegend von Nestlé-Vertretungen präsidiert werde. Die
beiden empfanden es als störend, dass der ehemalige Nestlé-Chef Peter Brabeck-
Letmathe als Stiftungspräsident und Patrick Aebischer, ehemaliger Verwaltungsrat der
Nestle Health Science SA und ehemals Präsident der EPFL, als Vize-Präsident
vorgesehen waren. Die Stiftung, so die Antwort des Bundesrats, solle die
«gesellschaftlichen Auswirkungen der technologischen und wissenschaftlichen
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts analysieren und Lösungen vorschlagen», wie
die Gesellschaft damit «in Respektierung der demokratischen Werte und der
Menschenrechte» umgehen könne. Brabeck-Letmathe und Aebischer seien durch ihre
Erfahrung und ihr internationales Renommee in der Lage, mit der Stiftung die zur
Umsetzung dieser Aufgabe benötigte «globale Wirkung» zu erzielen.
Molina versuchte dennoch im Juni per Antrag im Nationalrat die CHF 3 Mio. für die
Stiftung aus dem vorgesehenen Budget zu streichen – erfolglos: 137 Nationalrätinnen
und Nationalräte stimmten für den Antrag der Mehrheit, 51 für den Minderheitsantrag
Molinas. Den vielen Kritikerinnen und Kritikern sei einerseits durch die
bekanntgewordene Beteiligung von alt-Bundesrätin Micheline Calmy-Rey und SNF-
Präsident Matthias Egger am Projekt, andererseits durch die Legitimierung der Stiftung
durch den Bundesrat in seinem Antwortschreiben an Molina und Marti als
Innovationsplattform unter «Aufsicht der Eidgenössischen Stiftungsaufsicht» der Wind
aus den Segeln genommen worden, wie die NZZ analysierte. Auch Aebischer hatte sich
in einem Beitrag in der Aargauer Zeitung vom Juli trotz der Kritik Molinas zuversichtlich
gezeigt: Genf und die Schweiz als «Verwahrer» der Menschenrechte und Sitz
zahlreicher internationaler Organisationen seien wie geschaffen für die Gesda. Er sah
die Notwendigkeit der Stiftung indes darin, ein Instrument zu schaffen, welches
Dynamik in die Politik zu bringen und dieser Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen
vermöge, um rechtzeitig auf rasante zukünftige Entwicklungen beispielsweise in der
Gentechnologie oder den Kryptowährungen reagieren zu können. 31
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Die Schweiz belegte 2019 im jährlich veröffentlichten Global Wealth Report den ersten
Platz. Die Schweizerinnen und Schweizer verfügten somit wie bereits in den Vorjahren
über die höchsten, in der Vergleichswährung US-Dollar gemessenen, Vermögen der
Welt. Mit der Schweiz mithalten könne gemäss Studie lediglich Island, wo jedoch die
Datenlage weniger gut und deshalb nicht verlässlich sei. Seit der ersten Durchführung
der Studie im Jahr 2000 sei das Vermögen pro Kopf in der Schweiz um 144 Prozent auf
knapp USD 565'000 angestiegen. Im Gegensatz zum weltweiten Trend sei es zudem in
der Schweiz kaum zu einem nennenswerten Wohlstandsungleichgewicht innerhalb der
Bevölkerung gekommen. Insgesamt verfügten zwei Drittel der erwachsenen Schweizer
Bevölkerung über ein Vermögen von jeweils über USD 100'000 und gar zwölf Prozent
seien Dollar-Millionäre.
Die Studie wurde von Professorinnen und Professoren der University of Western
Ontario (CAN) und University of Manchester (UK) und einem Datenspezialist der Uruguay
Central Bank für die Credit Suisse erstellt.

Zu einem etwas anderen Resultat kam der Global Wealth Report der Allianz, welcher
sowohl das Netto- als auch das Bruttovermögen pro Kopf auflistete. Betrachte man das
Nettovermögen, werde die Schweiz von den USA auf den zweiten Platz verdrängt – auf
der Brutto-Rangliste bleibe die Schweiz jedoch auch hier an der Spitze. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Der von der Bank «Credit Suisse» in Auftrag gegebene Global Wealth Report 2020
befasste sich anlässlich der Corona-Pandemie dieses Jahr mit deren Auswirkungen auf
die weltweite Vermögensverteilung. Zusammenfassend hielt der Bericht fest, dass die
langfristigen Konsequenzen der Pandemie noch nicht berechnet werden könnten und
ausführliche Resultate diesbezüglich erst in der zweiten Jahreshälfte 2021 zu erwarten
seien. Einige Tendenzen zeichneten sich aber bereits ab: Einerseits gebe es
beispielsweise in den USA Anzeichen dafür, dass die gesamthafte
Vermögensungleichheit innerhalb der Bevölkerung abgenommen habe. Andererseits
gebe es aber auch Anhaltspunkte, dass Geringvermögende oder bezüglich Vermögen
vielerorts benachteiligte Bevölkerungsgruppen wie Frauen, junge Erwachsene,
Minderheiten, Arbeitslose oder «geringqualifizierte» (low-skilled) Personen ebenso wie
Personen, welche in von der Pandemie besonders stark betroffenen Branchen (zum
Beispiel der Flugbranche) tätig seien respektive dort ihr Vermögen investierten,
finanziell stärker von den Folgen des Coronavirus betroffen seien. Deren Vermögen
habe sich also verringert. Letztlich fehlten laut des Reports aber noch handfeste
Zeugnisse, um Thesen bezüglich der Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die
Vermögensverteilung – etwa dass finanziell vermögende Personen weniger stark von der
Pandemie betroffen gewesen seien als finanziell geringvermögende – zu belegen.

Des Weiteren kam der Schweiz wie bereits in vorangegangenen Jahren besondere
Aufmerksamkeit im Global Wealth Report zu: Wieder lag sie an der Spitze des Rankings,
was hiess, das auch 2020 die Schweizerinnen und Schweizer, gemessen in US-Dollar,
über die höchsten Vermögen pro Kopf der Welt verfügten. Wegen zu geringer
Datenmenge nicht berücksichtigt wurden jedoch Liechtenstein und Monaco, für die der
Bericht ein noch höheres Vermögen pro Kopf vermutete. Laut des Reports nahm das
durchschnittliche Vermögen der Schweizer Bevölkerung zwischen Januar und Juni
2020, also auch während des coronabedingten Lockdowns, um 3.9 Prozentpunkte
gegenüber dem Vorjahr auf USD 598'400 zu. Für das Gesamtjahr prognostizierten die
Autoren der Untersuchung für die Schweiz gar ein Wachstum von 6.1 Prozentpunkten,
mit einem andauernden Wachstum im Jahr 2021.
Obwohl die Schweiz nur 0.1 Prozent der Weltbevölkerung ausmache, verfügten 1.7
Prozent des reichsten Prozents der Weltbevölkerung über eine Schweizer
Staatsbürgerschaft. Es werde zudem geschätzt, dass 2'730 Schweizerinnen und
Schweizer sogenannte UHNWI (Ultra High Net Worth Individuals) seien, das heisst
Privatpersonen mit einem Vermögen von mindestens USD 30 Mio.

Die Studie wurde von Professorinnen und Professoren der University of Western
Ontario (CAN) und University of Manchester (UK) und einem Datenspezialisten der
Uruguay Central Bank für die Credit Suisse erstellt. Wie auch im Vorjahr kam das
Ranking im Global Wealth Report des Versicherungskonzerns «Allianz» zu einem leicht
anderen Resultat: Hier lag die Schweiz erneut hinter den USA auf dem zweiten Platz. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.10.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Stimmung in der Bevölkerung

In Erfüllung eines vom Nationalrat im Vorjahr überwiesenen Postulats Ott (sp, BL), setzte
der Bundesrat eine Expertenkommission ein, welche verschiedene Szenarien zur
Entwicklung der Schweiz nach dem Jahre 2000 erarbeiten soll. Diese
Expertenkommission "Schweiz morgen" vereinigt 16 Persönlichkeiten aus Kultur,
Wissenschaft und Wirtschaft unter dem Vorsitz von Christian Lutz, Direktor des
Gottlieb Duttweiler-Instituts in Rüschlikon. Die Szenarien sollen mögliche
Entwicklungen der Schweiz im kulturellen, politischen, sozialen und wirtschaftlichen
Bereich nach der Jahrtausendwende aufzeigen. Im weitern erhofft sich der Bundesrat
von dieser Studie, deren erste Ergebnisse für 1991 erwartet werden,
Entscheidungsgrundlagen und einen Beitrag zur Diskussion über die Beziehungen zur
EG. Die Kommission kann bei ihrer Arbeit an den Bericht einer früheren
Expertenkommission, "Qualitatives Wachstum", anknüpfen. 34

POSTULAT
DATUM: 27.05.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gegen den Willen der Regierung überwies der Ständerat Rhinows (fdp, BL) Postulat
"Leitbild Schweiz". Darin wird der innere Zustand des Landes als desolat sowie ohne
gemeinsame Sprache bezeichnet und ein neuzeitlicher Entwurf einer der Zukunft
gewachsenen Schweiz gefordert. 35

POSTULAT
DATUM: 23.01.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Die vom Bundesrat eingesetzte Expertenkommission "Schweiz morgen" präsentierte
nach zweijähriger Arbeit ihren Schlussbericht. Darin entwarf sie in vier Szenarien, unter
besonderer Berücksichtigung der Aspekte der Lebensqualität, mögliche Entwicklungen
der Schweiz in wirtschaftlich-sozialer, kultureller und politischer Hinsicht nach dem
Jahre 2000. Die 16köpfige Kommission unter der Leitung von Christian Lutz, Leiter des
Gottlieb-Duttweiler-Instituts (GDI) in Rüschlikon und Präsident der schweizerischen
Gesellschaft für Zukunftsforschung, umfasste Wissenschaftler aus verschiedenen
Fachbereichen, Unternehmer, Journalisten und eine Vertreterin aus der
Bundesverwaltung. In sieben Themenbereichen hatte die Kommission mögliche
Grundhaltungen in bezug auf die Rolle der Schweiz in einer Welt im Umbruch, die
institutionelle Entwicklung, die Umwelt- und Raumpolitik, die Sozialpolitik, die
Wirtschaft, den kulturellen Wandel und die individuellen Lebensformen skizziert. Die
verschiedenen Handlungsoptionen wurden in der Folge als Bausteine unterschiedlicher
Gesamtszenarien verwendet.

Ein erstes Szenarium geht von einem Status quo aus, der einen kurzsichtigen,
punktuellen Pragmatismus beinhaltet und für die Schweiz, gemäss der Kommission, kein
sinnvolles Konzept darstellt. Ein zweites Szenarium mit der Devise "Mehr Leistung und
Wettbewerb in Wirtschaft und Gesellschaft" hat persönliche Freiheit, individuelle
Selbstverwirklichung und private Initiative als höchste Werte zum Ziel, würde aber
gleichzeitig eine abnehmende Solidarität in der Gesellschaft, kulturelle Verarmung, eine
extrem materialistische Haltung sowie einen Abbau der direkten Demokratie und des
Föderalismus bewirken. Das dritte, dem die Sympathie der Kommission galt, hat eine
idealistische Ausrichtung, deren Zielorientierung eine umwelt- und sozialverträgliche,
basisorientierte und beschauliche Schweiz ist. Das vierte Szenario trägt hedonistische
Züge mit dem Motto: Alle sollen sich ein schönes Leben machen können.

Neben der Entwicklung der Szenarien und der Beschreibung von deren möglichen
politisch-sozialen und wirtschaftlich-kulturellen Implikationen erarbeitete die
Kommission sowohl abstrakte als auch konkrete Leitideen für jene Bereiche, in denen
sie einen starken Handlungsbedarf erkannte: Dazu gehört als wichtigstes Element eine
aktive Rolle der Schweiz in einem demokratisch legitimierten Europa der Regionen, was
einen EG-Beitritt bis zum Jahr 2000 erfordern würde, sowie ein stärkeres Engagement
der Schweiz bei der Lösung internationaler Probleme, wozu ein Beitritt zu UNO, IWF
und Weltbank empfohlen wird. Gemäss der Kommission braucht die Schweiz eine
Reform der politischen Strukturen, womit unter anderem die Stärkung der
parlamentarischen Demokratie gemeint ist, eine Ökologisierung der Wirtschaft, mehr
Wettbewerb, eine Neuordnung des sozialen Ausgleichs mit einem Mindesteinkommen
für alle und mehr Chancengleichheit von Mann und Frau in der Gesellschaft. Der
Bericht sollte unter anderem dem Bundesrat als Basis für die Regierungsrichtlinien der
kommenden Legislaturen dienen. 36

BERICHT
DATUM: 03.07.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Kommission für soziale Fragen des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes
(SEK) publizierte unter dem Titel "Eine neue Schweiz im neuen Europa" zehn Thesen
als Beitrag zum Jubiläumsjahr. Die Autoren lehnen darin ein selbstzufriedenes
schweizerisches Sonderfalldenken ab und plädieren für ein Bemühen, international auf
moralischer Ebene vorbildlich zu sein. Eine moralisch integre Politik beinhalte auch den
Respekt vor der Schöpfung, welche höher gewertet werden sollte als die
Wohlstandsmehrung. Die Reformen in Richtung einer weltweiten Friedensordnung,
vermehrter Solidarität im Nord-Süd-Konflikt und mehr demokratischer Mitbestimmung
im politisch-sozialen Leben würden jedoch gemäss den Autoren eine Totalrevision der
Bundesverfassung voraussetzen. 37

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.07.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Begleitend zu den Diskussionen und Wortgefechten um einen Beitritt der Schweiz zum
EWR entwickelten Persönlichkeiten aus dem intellektuellen und künstlerischen
Schaffen auch Visionen und Utopien, welche über die allernächste Zukunft im engeren
europäischen Umfeld hinausgingen. So propagierte der Schriftsteller Otto F. Walter, der
dem EWR gegenüber eher negativ eingestellt war, die breite Öffnung der Schweiz zur
Welt durch einen UNO-Beitritt, die Totalrevision der Bundesverfassung, die freiwillige
Aufnahme von EG-Recht in den schweizerischen Rechtsbestand, wo dies problemlos
möglich ist, den Aufbau einer europäischen Koalition der Kleinstaaten zugunsten eines
föderalistischen und demokratischen Europas, einen Solidaritätsbeitrag auch als Nicht-
EG-Mitglied zugunsten der ärmeren europäischen Länder und nicht zuletzt auch die
verstärkte Zusammenarbeit mit engagierten ausserparlamentarischen Organisationen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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wie beispielsweise Greenpeace oder dem WWF. Der Politologe und Nationalrat Andreas
Gross (sp, ZH), ebenfalls EWR-Gegner, legte den Schwerpunkt seiner Zukunftsvision auf
die Schaffung einer Europäischen Verfassung mit direktdemokratischen Rechten. 38

Die Idee der nationalen Identität, auf welcher die Willensnation Schweiz aufgebaut ist,
wurde durch die Spaltung der Schweiz in die verschiedenen Sprachregionen in bezug
auf die Frage eines EWR-Beitritts auf die Probe gestellt. Das Abstimmungsresultat
zeigte mit aller Deutlichkeit die Demarkationslinie zwischen den französischsprachigen
Kantonen einerseits, in welchen die Zustimmung zum EWR zum Teil über 80% betrug
und den deutsch-, italienisch- und rätoromanischsprachigen Kantonen andererseits, in
denen keine Mehrheit für den EWR zustande kam, auf. Relativiert wurde das Ergebnis
durch die Tatsache, dass neben den beiden Basel auch die beiden anderen
deutschsprachigen Grossagglomerationen Zürich und Bern sowie eine Reihe weiterer
Deutschschweizer Städte dem EWR zugestimmt hatten. Der Graben zwischen
deutschsprachiger und welscher Kultur hatte sich seit dem ersten Weltkrieg nie mehr
in dem Masse manifestiert; ein grosser Teil der französischsprachigen Schweiz konnte
sich nach dem für sie enttäuschenden, ja niederschmetternden Ergebnis kaum mehr als
zur Schweiz gehörend identifizieren. In der Romandie wichen erste, aus der
Enttäuschung entstandene, Sezessionsgedanken nach dem Abstimmungstag jedoch
bald einer realistischeren Problemanalyse. Gemäss verschiedener Beobachter läuft die
Schweiz nach dem Nein zum EWR fortan Gefahr, durch eine wachsende Indifferenz der
Romands gegenüber der Deutschschweiz die nationale Kohäsion zu verlieren. Im
übrigen wurde auch der traditionelle Zusammenhalt unter den lateinischen Kulturen,
zwischen dem Tessin und der Romandie, mit dem klaren Nein des Tessins geschwächt.
Das Auseinanderklaffen der Haltungen zum EWR in den verschiedenen Sprach- und
Kulturräumen bot aber – zum Teil auch schon vor der Volksabstimmung – Gelegenheit,
die Identität und die Verankerung der einzelnen Sprachregionen im Verhältnis zur
Gesamtschweiz zu überdenken. Das Bewusstsein, dass weder die deutschsprachige
Schweiz noch die Romandie ein kohärentes Ganzes bilden, wurde dabei gestärkt.
Ebenso wurde offensichtlich, dass nur innerhalb einer politisch-sozialen Elite der
Bevölkerung intensive und vielfältige Beziehungen zwischen Romands und
Deutschschweizern gepflegt werden. Im übrigen sind die Erklärungsansätze, welche die
unterschiedlichen Haltungen zur europäischen Integration in den Sprachregionen
analysieren, sehr vielfältig und zum Teil widersprüchlich. Häufig thematisiert wurden
beispielsweise die Minoritätssituation der Frankophonen in der Schweiz und die Nähe
zur Europäischen Gemeinschaft durch die französische Sprache; viele Kommentatoren
erwähnten den Antigermanismus der Deutschschweiz sowie deren
vergangenheitsorientierte Mythen als tiefere Ursache für das Nein, während sie in der
Romandie keine vergleichbare Negativbeziehung zum Kulturnachbarn Frankreich
ausmachen konnten. Die vertiefte Analyse des Abstimmungsresulats liess den Graben
zwischen Deutsch- und Welschschweiz jedoch bald differenziert erscheinen, denn
genauso wie die Sprache scheinen die Faktoren wie städtischer oder ländlicher
Lebensraum resp. die Situierung auf den Achsen Zentrum-Peripherie, Bildung,
Einkommen und Alter eine wesentliche Rolle in der Entscheidung für oder gegen den
EWR gespielt zu haben. 39

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Um eine bessere Kommunikation zwischen den einzelnen Landesteilen zu
gewährleisten, mehr Brückenschläge und allgemein ein besseres Verständnis zwischen
den Sprachregionen zu schaffen, haben die Büros der beiden Räte eine
parlamentarische Kommission einberufen, welche das Phänomen analysieren und
Lösungsvorschläge unterbreiten soll. 40

ANDERES
DATUM: 11.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Als Postulat überwiesen wurde auch die Forderung der Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur des Nationalrats, die vom Bundesrat ein grösseres Engagement bei
Fremdsprachenaufenthalten für Schüler und Lehrlinge sowie eine auf ökonomisch
schwache Gebiete hin angelegte regionale Wirtschaftspolitik forderte. Kein Erfolg war
schliesslich einem Minderheitsantrag der Verständigungskommission des Nationalrats
beschieden, welcher zur Verbesserung der Kompetenz im Hochdeutschen für alle
Lehrkräfte einen obligatorischen Aufenthalt im deutschsprachigen Ausland vorsah. Das
entsprechende Postulat wurde auf Antrag des Bundesrats deutlich abgelehnt. 41

BERICHT
DATUM: 16.03.1994
DIRK STROHMANN
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Der Nationalrat behandelte im Frühjahr die von den Kommissionen beider Räte
erstellten Berichte hinsichtlich einer besseren Verständigung unter den
verschiedenen Sprachregionen der Schweiz. Die darin aufgeführten Vorschläge
wurden durchwegs positiv beurteilt, der Bericht selbst zustimmend zur Kenntnis
genommen. Unbehagen wurde in der fünfstündigen Diskussion an der Verwendung der
Deutschschweizer Dialekte, gerade auch in den Medien, geäussert. Mit schlichtem
Unverständnis reagierten insbesondere die Abgeordneten aus der Romandie auf die
ablehnende Haltung der Deutschschweizer gegenüber dem Hochdeutschen. Nicht
zuletzt sei es oft gerade die Verwendung der Schweizer Mundarten, welche die
Verständigung unter den Sprachgruppen erschwere. 42

BERICHT
DATUM: 31.12.1994
DIRK STROHMANN

Unter dem Titel "CH-Forum 98" nahm der Kanton Solothurn eines der vom Nationalrat
im Rahmen der Verständigungsberichte diskutierten Projekte auf. In den kommenden
Jahren soll auf dem als Begegnungszentrum landesweit etablierten Schloss Waldegg
eine Reihe von Veranstaltungen zur Frage eines erneuerten nationalen Dialogs
durchgeführt werden. Mit bislang 17 vorgesehenen Beiträgen, die thematisch von der
Frage nach der Stellung der ausländischen Mitbürger bis zum Verhältnis zwischen
Zentrum und Peripherie reichen, sind die Diskussionsbereiche weit abgesteckt. Den
Beginn machte im November eine gut besetzte Tagung über die "Dialogfähigkeit der
Schweiz", in deren Mittelpunkt die Frage nach den Ursachen der zunehmenden
aussenpolitischen Abschottung sowie innenpolitischen Grabenbildung und allfällige
Möglichkeiten zu deren Überwindung stand. Das "CH-Forum 98" versteht sich als
Beitrag des Kantons Solothurn zu den Staatsfeierlichkeiten im Jahre 1998. 43

ANDERES
DATUM: 31.12.1994
DIRK STROHMANN

In einer von der ETH durchgeführten Studie „Sicherheit“ wurde das Vertrauen der
Schweizer Bevölkerung in verschiedene Institutionen abgefragt. Dabei wurde eine
markante Zunahme des Vertrauens in die Polizei (7,6 Punkte auf einer Skala von 1 bis 10),
die Gerichte (7,0), den Bundesrat (6,8) und ins Parlament (6,2) gemessen. Nach wie vor
lediglich mittelmässig ist laut der ETH-Studie hingegen das Vertrauen in die Parteien
(5,1) und die Medien (5,1). 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.05.2012
MARC BÜHLMANN

Gleich drei unterschiedliche international vergleichend angelegte Umfragen kamen
2015 zum Schluss, dass in der Schweiz die glücklichsten Menschen leben. Bereits Ende
2014 erfasste das internationale Befragungsinstitut Gallup in zahlreichen Ländern den
Anteil an glücklichen Menschen. Im Vergleich zum Vorjahr hatte dieser in der Schweiz
leicht zugenommen: 73% aller rund 1000 Befragten gaben an, glücklich zu sein. Ende
2013 hatte dieser Anteil noch bei 68% gelegen. Im Vergleich zu den Nachbarländern
sind die Menschen in der Schweiz damit glücklicher. Die entsprechenden Anteile an
Personen, die angaben glücklich oder gar sehr glücklich zu sein, waren in Deutschland
(59%), Frankreich (43%) und Italien (41%) deutlich geringer. 
Ein ähnliches Bild zeichnete eine Studie von Eurostat, dem Statistischen Amt der
Europäischen Union, die mehr als 350'000 Personen in Europa nach ihrer generellen
Lebenszufriedenheit befragte. Die am internationalen Tag des Glücks publizierte
Auswertung zeigt die mittlere Lebenszufriedenheit auf einer Skala von 0 (gänzlich
unzufrieden) bis 10 (völlig zufrieden) pro Land. Erfasst wurden neben den 28
Mitgliedstaaten auch Serbien, Island, Norwegen und die Schweiz. Bei Letzterer
erreichte die mittlere Lebenszufriedenheit den höchsten Wert (8.0 Punkte), den neben
der Schweiz auch Dänemark, Finnland und Schweden erzielten. Schlusslichter bildeten
hier Serbien (4.9) und Bulgarien (5.8). Die mittlere Lebenszufriedenheit in der gesamten
EU wurde mit 7.1 ausgewiesen. Jüngere Befragte zeigten sich insgesamt zufriedener als
ältere. Die Lebenszufriedenheit scheint zudem mit einer guten Gesundheit und hohem
Einkommen einher zu gehen. Arbeitslose sind mit ihrem Leben hingegen weniger
zufrieden. 
Mehr als 150 Länder waren schliesslich Gegenstand einer von der UNO angestossenen
Untersuchung, dem so genannten World Happiness Report, der eine Zusammenfassung
verschiedener nationaler und internationaler Befragungen zwischen 2012 und 2014
darstellt. Im internationalen Vergleich schneidet auch hier die Schweiz am Besten ab,
gefolgt von Island, Dänemark und Norwegen. Der über 150 Seiten lange Report macht
unter anderem das BIP, die Lebenserwartung und die soziale Unterstützung für die
Erklärung von Glück - auch hier primär anhand der Lebenszufriedenheit gemessen -
verantwortlich. 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.04.2015
MARC BÜHLMANN
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Auch 2015 wurden sowohl gemäss Sorgenbarometer als auch gemäss ETH-
Sicherheitsbericht den Gerichten als Institution sehr viel Vertrauen entgegengebracht.
Das Institutionenvertrauen ist Teilbereich beider jährlich erscheinender Publikationen.
Die beiden Befragungen sind freilich aufgrund unterschiedlicher Skalen nicht direkt
miteinander vergleichbar. Bei beiden findet sich aber das Vertrauen in den Bundesrat
ebenfalls auf den vorderen Plätzen. In beiden Studien hat das Regierungsvertrauen im
Vergleich zu 2014 zugenommen. Unterschiedliche Befunde zeigen die beiden Studien
bezüglich der Polizei und der Armee. Während im ETH-Bericht der Polizei am meisten
Vertrauen von allen acht abgefragten Institutionen (noch vor der eidgenössischen
Judikative) entgegengebracht wird, findet sich das Vertrauen in die Ordnungshüter im
Sorgenbarometer - hier wurde das Vertrauen in 20 unterschiedliche Akteure erhoben -
lediglich auf Rang 4 (hinter Bundesgericht, Bundesrat und Nationalrat). Der Armee wird
laut dem Sicherheitsbericht der ETH leicht mehr Vertrauen entgegengebracht als dem
eidgenössischen Parlament. Im Sorgenbarometer hingegen ist das Vertrauen in den
National- und in den Ständerat recht deutlich höher als dasjenige in die Armee.
Einigkeit herrscht bei beiden Befragungen hinsichtlich der politischen Parteien und der
Medien, denen vergleichsweise wenig Vertrauen entgegengebracht wird, wobei dies
beim differenzierteren Sorgenbarometer insbesondere für die Gratiszeitungen und
weniger für Radio und bezahlte Zeitungen gilt. 46

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Dans son discours pour l'année 2017, la présidente de la Confédération Doris Leuthard
appelle à plus de solidarité et de cohésion en Suisse. La conseillère fédérale se montre
optimiste pour l'avenir de la Suisse et rappelle que des décisions importantes touchant
les générations à venir ont été prises, comme la stratégie énergétique 2050, le tunnel
du Gothard ou encore le frein à l'endettement. Dans son discours, Doris Leuthard tient
également à préciser que la Suisse est un pays stable malgré une situation à
l'internationale des plus précaires. Mais pour conserver cette stabilité, la cohésion
interne est d'autant plus nécessaire. Finalement, elle souhaite à toutes les personnes
éloignées de leur foyer et à toutes personnes subissant violences et attentats que
l'année 2017 leur apportera calme et paix et ainsi un peu de normalité dans leur vie. 47

ANDERES
DATUM: 03.01.2017
KAREL ZIEHLI

Dans un climat sociétal tendu lié à la pandémie de Covid-19, l'année 2020 a fait l'objet
d'une recrudescence du nombre de menaces proférées à l'encontre de
parlementaires et des autorités fédérales. Selon des données de Fedpol publiées par
Le Temps et l'Aargauer Zeitung, 885 messages «litigieux» ont été enregistrés, soit trois
fois plus qu'en 2019. Parmi ceux-ci, 64 missives ont été considérées comme des
«dangers potentiels». Dans le Temps, la porte-parole de Fedpol soulignait qu'au-delà
de l'augmentation, c'est «le ton qui est devenu beaucoup plus agressif». La police
fédérale tente en général d'entrer en contact avec les auteurs et autrices de ces lettres
lorsqu'elle l'estime nécessaire. Cependant, il revient aux parlementaires de déposer de
leur propre chef une plainte pénale en cas de menaces considérées comme graves. Ce
fut le cas de la conseillère nationale vaudoise Isabelle Chevalley. Au soir du refus de
l'initiative sur les multinationales responsables, qu'elle combattait, la verte-libérale
recevait des menaces de mort par courriel: «Sie werden Weihnachten nicht mit ihrer
Familie verbringen. Wir werden Sie fesseln, Ihre Knochen zerquetschen und Ihr Blut
trinken» ainsi que «Nehmen Sie diese Worte ernst, Sie haben noch nie einen Feind wie
ich gekannt». Devant la violence de ces propos, elle portait plainte. L'auteur des
menaces, un employé de vente de 23 ans déjà condamné auparavant pour des faits
similaires, a rapidement été retrouvé par la police et condamné à une amende de CHF
300 et une peine pécuniaire de CHF 1500 avec sursis. Le cas d'Isabelle Chevalley n'est
pas isolé et les témoignages ne manquent pas. Selon le Temps, plusieurs membres du
Conseil fédéral auraient déjà été menacés de mort. Une enquête de la RTS réalisée en
2019 révélait que 58 pour cent des parlementaires disaient avoir déjà reçu des
menaces, à différents degrés de gravité, alors que 78 pour cent affirmaient se faire
couramment insulter, que ce soit via des lettres, par courriel ou sur les réseaux sociaux.
Si le problème ne date pas d'hier, il semble s'accentuer lorsque certains thèmes
divisant l'opinion public se retrouvent sur le devant de la scène politique et médiatique.
Durant la crise migratoire de 2015 et 2016, Fedpol avait en effet déjà constaté un
nombre important de messages de haine à l'encontre du corps politique.
En 2020, les restrictions liées à la pandémie auraient ainsi provoqué le ras-le-bol de la
population et l'augmentation des menaces. Les tensions n'ont pas disparu avec le
passage à la nouvelle année. Au contraire, elles semblent avoir été attisées par les
nouvelles restrictions imposées en janvier par le Gouvernement. Le 12 février 2021,
Magdalena Martullo-Blocher reprochait dans la NZZ au Conseil fédéral d'avoir
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«introduit une dictature». Les multiples critiques envers le Conseil fédéral, qui
émanaient en particulier du PLR et de l'UDC, poussaient Karin Keller-Sutter et Guy
Parmelin à prendre conjointement la parole dans une interview accordée à la Schweiz
am Wochenende. Ils y soulignaient la dangerosité de «s'attaquer aux personnes et aux
institutions», soulignant que cela met la démocratie à mal. Des parlementaires
confiaient au Temps craindre que ces joutes verbales, parfois violentes, poussent
certaines personnes à passer à l'acte, mentionnant les événements survenus en janvier
2021 aux États-Unis lors de l'attaque du Capitole. Selon le journal romand, la police
fédérale aurait en tout cas sensiblement renforcé la sécurité des membres du
Gouvernement. 
Pour assurer une meilleure protection des membres du Conseil fédéral, du Parlement
ainsi que des tribunaux fédéraux et des procureurs du Ministère public, la conseillère
nationale Jacqueline De Quattro a déposé en novembre 2020 une motion demandant la
poursuite d'office des auteurs et autrices de menaces. Cela est actuellement le cas
seulement si les menaces sont proférées dans le cadre d'un événement officiel. Parmi
les cosignataires de la motion figure Isabelle Chevalley. 48

20 ans après l'attentat du parlement zougois du 27 septembre 2001, plusieurs articles
de presse sont revenus sur cet événement. Un forcené, connu de la justice pour avoir
commis différents délits, avait abattu onze députés et trois conseillers d'État après
avoir fait irruption dans la salle du Grand Conseil du canton de Zoug, où se tenaient les
débats parlementaires habituels. Les commémorations de ce drame ont trouvé un écho
particulier dans le contexte actuel, marqué par des tensions grandissantes en lien avec
la pandémie.
À la suite de l'attentat, des mesures de sécurité autour des bâtiments publics du pays
ont été mises en place, a relevé le journal Le Temps, alors qu'auparavant, on y entrait
«comme dans des moulins». Cependant, la Suisse est restée une exception quant à la
proximité de la sphère politique avec la population. À de nombreuses reprises, la
presse a pu se délecter de situations pittoresques, à l'image de la conseillère fédérale
Doris Leuthard qui effectuait un trajet en train assise dans l'escalier, n'ayant pas pu
trouver de place dans un compartiment. Cette proximité a néanmoins été mise à mal
par les tensions apparues dans le cadre de la pandémie. Le conseiller fédéral en charge
du département de l'intérieur, Alain Berset, en première ligne face à la crise, est
désormais accompagné en permanence d'agents de la police fédérale, alors que des
socles permettant de mettre en place des barricades en métal ont été installés devant
le palais fédéral. Ces mesures ont notamment été prises en raison des manifestations
non-autorisées qui ont eu lieu à plusieurs reprises à Berne. La police bernoise a dû être
engagée pour modérer une foule parfois agressive, qui s'opposait aux mesures
sanitaires édictées par la Confédération. Relatant ces incidents, la NZZ a relevé le rôle
que jouent les réseaux sociaux dans ce phénomène de radicalisation d'une frange des
opposantes et opposants aux mesures sanitaires.
Dans le sillage de ces événements, les fronts ont semblé bouger sur le sujet de la
réglementation des réseaux sociaux. Jusqu'alors, le Conseil fédéral ne voulait pas
d'une loi spécifique sur les propos haineux tenus sur ces canaux de communication.
Cependant, la situation pourrait évoluer prochainement. La verte Greta Gysin (TI) a
déposé en décembre 2021 un postulat demandant au gouvernement d'étudier la
possibilité de demander des chiffres aux plateformes telles que Facebook, Instagram,
Twitter et Youtube au sujet des incidents impliquant des discours haineux, du
harcèlement sexuel ainsi que des Fake News. En outre, le socialiste Jon Pult (GR) a
déposé une initiative parlementaire pour que les plateformes soient tenues
responsables des contenus illégaux diffusés par leur intermédiaire. Son intervention
prévoit également que la diffusion de Fake News soit combattue avec de nouveaux
outils. Dans le même temps, l'Aargauer Zeitung relatait que l'OFCOM prend part au
financement de projets de recherche sur la désinformation et les discours de haine.
D'autres éléments ont mis en avant le rôle des réseaux sociaux dans la dégradation du
climat politique. Fedpol a en effet indiqué que la majorité des menaces adressées aux
politiciennes et politiciens le sont par l'intermédiaire d'Internet. Alors qu'une
augmentation du nombre de messages «litigieux» avait déjà été constatée en 2020, les
chiffres de la police fédérale pour la première partie de l'année semblent indiquer que
2021 ne dérogera pas à la tendance.  
Dans ce contexte, Guy Parmelin a endossé son rôle de président pour rappeler que «si
les arguments parfois vifs font partie du jeu politique, il y a des limites, il y a le respect
de l'adversaire». Il a appelé à éviter toute agressivité afin de lutter contre la montée des
tensions et de l'incompréhension. Selon lui, l'ennemi à combattre est bel et bien le
virus, et non pas les concitoyennes et concitoyens qui pensent différemment. Il
s'exposait ainsi à des critiques de la part de la presse: Le Temps ne se privait pas de
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rappeler que «la défiance à l'égard de la politique sanitaire fédérale est principalement
alimentée au sein de son parti», l'UDC, qui déclarait dix jours après la déclaration de
son conseiller fédéral la guerre à la «dictature sanitaire» à l'occasion de l'assemblée
générale du parti. Et dans le même temps, le président du parti Marco Chiesa répétait
ses propos du 1er août, où il prenait la défense des milieux ruraux, exploités selon lui
par les «parasites des villes». 49
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